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Liebe Leserinnen und Leser,

die Politik der Nadelstiche gegen das Gymnasium, der verdeck-
ten inneren Aushöhlung und der äußeren Schwächung unse-
rer Schulform geht weiter. Nach der Erhöhung der Unterrichts-
verpflichtung nur für Gymnasiallehrkräfte kam bekanntlich
der Entwurf einer Neufassung des Schulgesetzes, welche die
Gesamt schule zur ersetz enden Schulform machen und damit
alle anderen Schulformen – einschließlich des Gymnasiums –
schwächen soll. Denn zu mindest in dünn besiedelten Regionen
werden Schulträger allein aus finanziellen Gründen interes-
siert sein, möglichst alle Schüler in großen Gesamtschulzentren
zu bündeln. 

Über diese Vorgänge haben wir – unter anderem auch in dieser
Zeitschrift – ausführlich und mehrfach berichtet, informiert
und kommentiert. Nun aber geht es weiter: Die Neuausrich-
tung der Lehrerbildung ist ebenfalls schon „nichts Neues“ mehr,
der „Einheitslehrer“ soll die schulformspezifisch aus gebildeten
Lehrkräfte ersetzen. Eine weitere Vereinheitlichung wird es
durch eine Neufassung des Niedersächsischen Personalvertre-
tungsgesetzes (NPersVG) geben, denn hier sieht die gerade ver-
öffentlichte Entwurfsversion die Abschaffung des Fachgruppen-
prinzips in allen die verschiedenen Schulformen betreffenden
Stufenpersonalräten vor. Noch ist es zwar nur ein Entwurf, aber
wie wir in den vergangenen Jahren gesehen haben, zeigt sich
die Landesregierung den Einwänden der Lehrerverbände
gegenüber als ablehnend bis beratungsresistent. Das dürfte –
leider – auch bei diesem Gesetzesvorhaben so sein.

Das Gymnasium sieht sich ferner mit einer neuen Stundentafel
konfrontiert, auf die in dieser Ausgabe ausführlich eingegangen
wird. Hinzu kommen Abordnungen von Gymnasiallehrkräften

an andere Schulformen sowie die ge -
ringste Zahl an neu aus ge schrie ben en
Lehrerstellen für die Gymnasien seit
über einem Jahrzehnt. Wer kein
 Mangelfach hat und nicht an eine 
IGS will (für die Gymnasiallehrer nicht
aus gebildet sind), dem bleibt nur der
Wechsel in ein anderes Bundesland,
ein Wechsel in ein anderes Berufsfeld –
oder Arbeitslosigkeit. Eine ganz bittere
Erfahrung für unsere  jungen Lehrkräfte, die top ausgebildet
gerade die Seminare verlassen, und ein Rückfall in lang über-
wunden geglaubte Zeiten, in denen es auch keine Stellen für
Gymnasiallehrer gab.

Was Gymnasien leisten und leisten können – wenn man sie
denn lässt bzw. ihnen nicht die letzten finanziellen, personellen
und gestalterischen Freiräume nimmt – ist geradezu als Kon-
trapunkt in dieser Ausgabe eindrucksvoll dokumentiert. Vier
Beispiele aktueller Projekte aus verschiedenen Gymnasien
unseres Landes erhalten in der Rubrik „Gymnasien in Nieder-
sachsen“ ausreichend Raum, um sich, ihre Ideen und auch die
beteiligten Personen einmal vorzustellen. Wir räumen gern
Platz in dieser Zeitschrift für solche Artikel, Fotos und Doku-
mentationen ein und würden uns freuen, wenn auch für die
nächste Ausgabe wieder zahlreiche Beiträge aus unseren
 Schulen bei uns eingehen würden.

Weitere aktuelle Themen sind ein Blick hinter die Kulissen der
Gesamt- oder Gemeinschaftsschule aus geschichtlicher Sicht,
aber auch aus dem Blickwinkel eines Philologen an einer KGS.
Ich wünsche Ihnen wieder eine interessante, aufschlussreiche
und spannende Lektüre. Cord Wilhelm Kiel

Editorial
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Anhörung zur Schulgesetznovelle – breite Zustimmung?
Von Horst Audritz

Vom 13. bis 17. März hat die mündliche Anhörung zur Schul-
gesetznovelle im Kultusausschuss des Niedersächsischen
Landtages stattgefunden. Gegenstand waren der Gesetzent-
wurf der Niedersächsischen Landesregierung, der Gesetzent-
wurf der FDP-Fraktion und der Antrag der CDU-Fraktion
„Qualität und Vielfalt an Niedersachsens Schulen sichern –
rot-grünes Schulgesetz ist ein Chancenvernichtungsgesetz“.

Glaubt man den Aussagen von Kultusministerin Heiligen-
stadt und der sie stützenden GEW, dann habe es eine breite
Zustimmung für das geplante Gesetz der Landesregierung
gegeben, dann ist die Kritik des Philologenverbandes, der
Vertretung der gymnasialen Eltern, der Oppositionsparteien
und vieler anderer nur Ergebnis einer „selbstgebrauten
Hysterie und hat keinen Realitätsbezug“ (GEW-Chef Brandt).
Und der GEW-Vorsitzende setzt noch einen drauf, wenn er

von einer „Hysterische(n) Nonsens-Kampagne der Philo-
Freunde“ (EuW 03.2015) spricht. Mehr Polemik geht kaum.

Aber kommen wir lieber auf die sachliche Ebene zurück. Wer
entscheidet eigentlich, welcher Verband die Mehrheit ver-
tritt? Ist es der Landeselternrat oder der Landesschülerrat
oder die GEW? Ist es eine numerische Mehrheit der 46 Ver-
bände, die eine Stellungnahme zur Schulgesetznovelle ab -
gegeben haben?

Hohe Unzufriedenheit mit der Schulpolitik
Wer so rechnet, kann sich leicht verrechnen und schätzt die
Interessen der Mehrheit der Wählerinnen und Wähler falsch
ein. Denn laut einer repräsentativen Umfrage (GSM) im
Januar 2015 ist nur ein Fünftel der Niedersachen mit der
Schulpolitik der rot-grünen Landesregierung zufrieden. Etwa



doppelt so viele Befragte (39 %) sind sehr unzufrieden. Noch
klarer wird das Bild, wenn man betrachtet, welche Themen
in der Schulpolitik für die Niedersachsen am wichtigsten
sind, nämlich der Erhalt der Gymnasien (57 %) und des Leis -
tungsgedankens (53 %). Mehr Gesamtschulen hält nur
knapp ein Viertel (23%) der Bürgerinnen und Bürger für
besonders wichtig. Und 38 % sprechen sich gegen neue
Schulreformen aus. Das Ergebnis ist eindeutig: Die Nieder-
sachsen wollen ein vielfältiges und leistungsorientiertes
Schulwesen mit starken Gymnasien, das ist die Realität.
Übergangsquoten auf das Gymnasium von 40 Prozent und
mehr sind dabei ein deutliches Signal.

Der Philologenverband Niedersachsen tritt genau dafür ein,
für ein Schulwesen, in dem alle Schulformen eines differen-
zierten Schulwesens ihren Platz haben, u.a. Oberschulen,
Gymnasien, Realschulen, Förderschulen und selbstverständ-
lich auch Gesamtschulen. Wir lehnen eine Politik ab, die den
Weg zu einer Schule für alle ebnet. Das allein sind die Maß-
stäbe für unsere Stellungnahme zur Schulgesetznovelle, frei
von jeder Polemik.

Unsere Kritik an der Schulgesetznovelle
Was uns am neuen Schulgesetz stört, ist nicht die Rückkehr
zum G9, das ist nicht mehr Förderung, das ist nicht eine bessere
Ausstattung der Ganztagschule nach den Wünschen der
Betroffenen, sondern das ist eine Weichenstellung für die
Zukunft, die eine Verdrängung des Gymnasiums und seines
Bildungsverständnisses ermöglicht – nicht heute und morgen,
aber schleichend im Zuge des demographischen Wandels und
ökonomischer Zwänge. Schulträger werden sehr genau über-
legen, wie sie auch im Bereich Bildung sparen können. Das
läuft dann auf weniger Bildungschancen für unsere Schüler -
innen und Schüler hinaus und führt letztlich zu einer Flucht
der Leistungsstarken aus dem öffentlichen Schulsystem.

Deshalb haben wir bereits in unserer schriftlichen Stellung -
nahme zur Schulgesetznovelle im Dezember 2014 deutlich
Kritik daran geübt, dass
■    die Gesamtschule zu einer alle anderen Schulformen

ersetzenden Schule gemacht wird,
■    Grundschulen mit Gesamtschulen bzw. Oberschulen mit

gymnasialem Zweig zusammengefasst werden können,
■    die Förderschulen Lernen und Sprache abgeschafft wer-

den und Eltern keine Wahlmöglichkeit mehr zwischen
Förderschulen und inklusiver Schule haben,

■    die Beförderungs- und Erstattungspflicht der Schulträger
auf Kosten und zu Lasten der Eltern beschränkt wird und 

■    die Schullaufbahnempfehlung als erforderliche und sinn-
volle Orientierungshilfe für Eltern und Schüler wegfällt.

Auch die Überarbeitung des Gesetzentwurfes nach der
schriftlichen Verbandsanhörung, die mit Datum vom
10.02.2015 vorgelegt wurde, hat unsere Einschätzung der
Schulgesetznovelle nicht wesentlich verändert.

Unseren Einwänden ist insofern teilweise Rechnung getra-
gen worden, als nunmehr die bestehenden Förderschulen im
Förderschwerpunkt Sprache weitergeführt werden können
und bei der Schülerbeförderung gewährleistet wird, dass die
Beförderungs- und Erstattungspflicht fortbesteht, wenn nur
außerhalb des Gebietes des Trägers der Schülerbeförderung
eine Schule der gewählten Schulform unter zumutbaren

Bedingungen erreichbar ist. Es bleibt jedoch dabei, dass der
Wegfall der Beförderungs- und Erstattungspflicht bei den
Bildungsgängen innerhalb der allgemeinbildenden Schulen
(also zu einem Gymnasium, das z.B. einen Musikzweig ein-
gerichtet hat, der vor Ort nicht angeboten wird) deutlich
und völlig inakzeptabel zu Lasten besonderer Bildungsgänge
an den Gymnasien erfolgt.

Wem nutzt also die Schulgesetznovelle und wem
schadet sie?
Die Schulgesetznovelle, die im § 106 die Gesamtschule zu
einer alle anderen Schulformen ersetzenden Schulform
erklärt, schadet den Gymnasien und stärkt die Gesamt -
schulen auf Kosten der Qualität von höherwertigen Bildungs -
 abschlüssen. In seiner Stellungnahme äußert auch der
 Niedersächsische Städte- und Gemeindebund die Befürch-
tung, dass die Versorgung des ländlichen Raumes mit gym -
nasialen Angeboten schlechter werden könnte. Die Schul -
gesetznovelle nutzt in erster Linie der Gesamtschule, denn
sie verankert eine Bestandssicherung für die Gesamtschulen,
sie kann sogar als Investitionsprogramm für neue Gesamt-
schulen verstanden werden.

Man rechnet mit einem Mehrbedarf von 50 zusätzlichen
Gesamtschulen, nachdem bereits ab dem 1.8.2013 durch
Änderung der Verordnung zur Schulorganisation die Zügig-
keit als Gründungsbedingung von Gesamtschulen herabge-
setzt wurde. Vierzügige und gegebenenfalls sogar dreizügige
 Integrierte Gesamtschulen, die alle schulischen Abschlüsse
anbieten, sollen die Schulträger dazu verlocken, auf diese
Schulform zu setzen. Und noch mehr Gründungen sind mög-
lich, wenn Gesamtschulen als ersetzende Schulen eingerich-
tet werden. Im Übrigen sei hier noch angemerkt, dass an
Integrierten Gesamtschulen schon seit 2013 wieder dreizehn
Schuljahre bis zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife
eingeführt wurden.

Die Schulgesetznovelle nutzt also den Schulträgern, die nun
Kosten sparen können. Sie schadet den Gymnasien, die nun
nicht mehr vom Schulträger vorgehalten werden müssen.
Sie schadet einem breiten Bildungsangebot. Sie schadet
besonders den Schülerinnen und Schülern mit sonder-
pädagogischem Unterstützungsbedarf.

Damit hält die Landesregierung konsequent an einem
Umbau der niedersächsischen Schullandschaft fest, der
 Niedersachsen perspektivisch zu einem Gesamtschulland
machen soll. Das ist die logische Konsequenz aus den ver -
änderten Vorgaben, was eine breite Öffentlichkeit genauso
sieht: „Als Hebel zum Gesamtschulland soll die Bevölkerungs-
entwicklung dienen: angesichts sinkender Schülerzahlen will
die Koalition den Schulträgern den rechten Weg weisen. Des-
halb sollen möglichst schon Grundschulen mit Gesamtschulen
eng verzahnt werden können. Motto: Vor der Tür liegt die
Gesamtschule, das nächste Gymnasium ist weit weg.“ 
(Kommentar der Braunschweiger Zeitung vom 25.09.2014)

Kultusministerin Heiligenstadt: 
Das sind Horrorszenarien
Alles nur Panikmache – bleiben die Gymnasien eine feste
Größe? Die Regierungsfraktionen werden nicht müde, sich
verbal zum Gymnasium zu bekennen und Beruhigungspillen
zu verteilen: Ja, es sei die beliebteste Schulform, ja, es leiste
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gute Arbeit. Die Schullandschaft werde sich nicht sonderlich
verändern, die Schulträger würden gegen den Willen der
Eltern schon kein Gymnasium schließen. Soweit, so gut.
Denn in einem Punkt hat die Kultusministerin sicherlich
recht: „Ich bin fest davon überzeugt, dass sich die Gymnasien
selbstbewusst behaupten und auch in Zukunft die beliebteste
Schulform darstellen.“

Nur, warum bleibt man dann so hartnäckig bei der Änderung
des § 106 des Niedersächsischen Schulgesetzes, der allein die
Gesamtschule zu einer ersetzenden Schule für alle Schulfor-
men des gegliederten Schulwesens erklärt? Wenn das Gleich-
berechtigung ist, dann haben wir wohl etwas nicht richtig
verstanden. Das ist – und zwar ganz offensichtlich – eine
 Privilegierung der Gesamtschule, die wir für das Gymnasium
nicht beanspruchen. Zu den Beschwichtigungsversuchen
gehört auch, dass man ja den Schulträgern gar nichts vor-
schreibe, sondern ihnen nur ermögliche, die Schulstruktur
nach ihren Bedürfnissen zu verändern. Man muss kein Hell -
seher sein, um vorherzusehen, dass – je nach politischen
 Konstellationen – das zur Realität wird, was ermöglicht wird.

Wenn die Gymnasien eine feste Größe bleiben, dann liegt das
weniger am Willen des Gesetzgebers, denn vielmehr am Wider-
stand der Bürgerinnen und Bürgers dieses Landes. Kollege
Brandt (GEW) spricht davon, dass die Kommunalpolitiker
schließlich wiedergewählt werden wollen, und die Eltern, die
sich ein Gymnasium vor Ort wünschten, schon genügend
Druck machen würden. Ja, leider, genau das ist die Motivation
dafür, dass das Gymnasium nicht noch weiter angetastet wird,
die Angst vor dem Wählervotum. Wenn das nicht wäre, dann…

Die gymnasialen Eltern sind jedenfalls nicht die Zielgruppe
dieser Schulpolitik. Sie gelten nach wie vor als die besser
gestellte bürgerliche Schicht, die ihre angeblichen Vorrechte
erhalten will. Ganz zu schweigen von den unsäglichen
Bemerkungen der Fraktionsvorsitzenden von B90/Grüne, die
davon sprach, dass Eltern von Gymnasialschülern ihre Kinder
von den „Schmuddelkindern“ an anderen Schulformen fern-

halten wollten. Was für ein Bild vom Gymnasium! Da paart
sich – so deutlich muss man es sagen – pure Ideologie mit
totaler Faktenignoranz in sträflicher Weise. Das Gymnasium
war und bleibt das ungeliebte Kind der Regierungsfraktio-
nen, das ist deutlich in der Koalitionsvereinbarung, in den
programmatischen Schriften der Koalitionsparteien und ein-
zelnen Äußerungen ihrer führenden Repräsentanten zu
erkennen. Nicht zuletzt verteidigt man so uneinsichtig immer
noch die einseitige, die willkürliche und ungerechte
Erhöhung der Unterrichtsverpflichtung für Gymnasiallehrer.

Dieses Schulgesetz ist kein Beitrag zum Schulfrieden
Deshalb ist dieses Schulgesetz kein Beitrag zum Schulfrie-
den, im Gegenteil, es wird zu mehr Spaltung, zu mehr Flucht
aus dem staatlichen Schulwesen und letztlich auch zu einer
schädlichen Belastung des Unterrichts führen, wenn nicht
mehr Anstrengung und Leistungsorientierung im Vorder-
grund stehen, sondern, ich zitiere: „ein angst- und stress -
freies Lernen, eine unbelastete Arbeitsatmosphäre sowie
eine Kultur der Anerkennung, gegenseitiger Wertschätzung
und Rücksichtnahme“ (Koalitionsvereinbarung, S.16). Das
sind Selbstverständlichkeiten, die Grundlagen, aber kein
Ersatz für eine fordernde und fördernde Schule sind. Diese
Formulierungen sind, das lässt sich leicht durchschauen,
eigentlich gegen das Bildungsverständnis des Gymnasiums
gerichtet, gegen Noten, Klassenwiederholungen und äußere
Differenzierung. Schullaufbahnempfehlungen werden folge-
richtig abgeschafft.

Wir erwarten, dass unseren Bedenken und unserer Kritik im
weiteren Gesetzgebungsverfahren noch Rechnung getragen
und der Schulgesetzentwurf in entscheidenden Punkten
geändert wird. Denn Schulpolitik muss eine Politik ohne
ideologische Scheuklappen sein und sich an der Förderung
des Einzelnen und am Gemeinwohl orientieren. Gleichbe-
rechtigung entsteht nicht durch Zwang zu Gleichheit und
Leugnung von Unterschieden. Mit dieser Schulgesetzände-
rung bekennt sich die Landesregierung allerdings zu einer
Bevorzugung integrativer Schulsysteme.
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Politik der Nadelstiche 
gegen das Gymnasium

Kaum Stellenzuweisungen, Abordnungen,
 Einheitslehrer, neues NPersVG
Politik der Nadelstiche gegen die Gymnasien immer drastischer

Von Cord Wilhelm Kiel

Der Titel und das Editorial drücken aus, was aufmerksame
Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler oder auch Eltern schon
bemerkt haben: Wir erleben seit geraumer Zeit eine Politik
der Nadelstiche gegen das Gymnasium sowie eine innere
Aushöhlung und äußere Schwächung unserer Schulform.
Dies ist zwar leider nicht neu – auch die schwarz-gelbe vor-
herige Landesregierung tat so manches, um klare Konturen
der Schulformen zu verwischen bzw. die spezifischen Profile
verschiedener Schulen zu verwässern. Allerdings, so hatte
man den Eindruck, geschah dies eher unbewusst und
„nebenbei“, denn ein klares schulpolitisches Konzept fehlte;
man wusste zum Beispiel nicht, ob man nun Gesamtschulen
zulassen oder eher die traditionellen Schulformen stärken
sollte. Der Philologenverband hatte damals immer wieder
gewarnt, das ursprünglich eindeutig auf ein starkes Gym -
nasium und die Vielfalt eines (gegliederten) Schulwesens
ausgerichtete Profil vor allem der CDU nicht zu sehr zu ver-
wässern, aber unsere warnenden Rufe blieben oft ungehört.
Die knappe Wahlniederlage hatte auch die Ursache, dass sich
viele unserer Mitglieder in der Schulpolitik der Landesregie-
rung nicht mehr wiederfanden – das wissen wir aus zahl -
reichen Gesprächen und Zuschriften.

In diesem Punkt kann man der aktuellen, rot-grünen Landes-
regierung zumindest keinen Vorwurf machen: Sie verfolgt
einen klaren schulpolitischen Kurs – und diesen sehr konse-
quent. Man könnte auch sagen: gnadenlos und ohne kons -
truktive Kritik überhaupt zur Kenntnis nehmen zu wollen.
Die Neuausrichtung der niedersächsischen Schulpolitik wird
zumindest auf lange Sicht (und wenn nicht bald wieder
umgesteuert wird) zu einer Vereinheitlichung von Schule
und Bildung bis in die kleinsten Details führen. Eine Einheits-
schule für Einheitsschüler, die von Einheitslehrern auf verein-
heitlicht niedrigem Niveau unterrichtet werden – das klingt
platt und pessimistisch, aber im Kern ist es das offenbar, was
die Landesregierung will. Zumindest zielen die jüngsten poli-
tischen Entwicklungen in aller Deutlichkeit in Richtung von
Gleichmacherei, Niveausenkung und Vereinheitlichung.

Dabei werden – auch wenn dies manchen noch immer nicht
bewusst ist – die Gymnasien und vor allem die Lehrkräfte
unserer Schulform nicht ausgespart. Nach der willkürlichen
Erhöhung der Unterrichtsverpflichtung nur für Gymnasial-
lehrkräfte kam bekanntlich der Entwurf einer Neufassung
des Schulgesetzes, welche die Gesamtschule zur ersetzenden
Schulform machen und damit das Gymnasium zumindest in
dünn besiedelten Regionen schwächen soll. Der Stufen- bzw.
Einheitslehrer ist genauso beschlossene Sache im Regie-
rungslager wie die Novellierung des Personalvertretungsge-
setzes, das dann kein Fachgruppenprinzip mehr haben wird.

Das Resultat wird dann auch noch eine Einheits-Personalver-
tretung im Schulbereich sein.

Die Nadelstiche gegen das Gymnasium sind zudem in den
aktuellen Stellenausschreibungen sowohl quantitativ als
auch qualitativ sichtbar. Weitere Schritte vor allem gegen die
Motivation von Lehrerinnen und Lehrern am Gymnasium
ergeben sich durch die zunehmenden Abordnungen an
andere Schulformen. Dann kommen noch Sprüche von politi-
scher Seite hinzu, wie zum Beispiel, dass Gymnasien Institu-
tionen seien, an denen sich „Unternehmerkinder zusammen-
rotten“ (siehe Kurzmeldung „Grüner Klassenkampf gegen
das Gymnasium“) – und fertig ist eine Gemengelage, die
nicht nur bedrohlich, sondern von mancher Seite her sogar
feindselig ist. Wer dies nicht sieht oder nicht sehen will,
 dürfte schon sehr bald ein böses Erwachen erleben, wenn es
nämlich an die ersten Schließungen von Gymnasien oder an
deren Umwandlung in eine IGS geht. Denn wir wissen: 
Wo ein politischer Wille bzw. eine unumstößliche Ideologie
herrschen, nutzen weder gute Worte, noch Einsicht, noch
Anmeldezahlen.

Nur 70 Stellen für die Gymnasien 
Von den 1500 Lehrerstellen, die zum 1. August dieses Jahres
ausgeschrieben werden, erhalten die 257 Gymnasien ganze
70 Stellen. Die Zahl der gleichzeitig ausscheidenden Lehrkräfte
beträgt etwa das Drei- bis Vierfache. Damit setzt sich der seit
der Regierungsübernahme von Rot-Grün 2013 anhaltende
Trend fort, den Gymnasien immer weniger junge Nach-
wuchslehrkräfte zuzuweisen. Während etwa von 2008 bis
2012 zum Augusttermin im Durchschnitt 600 neue Lehrkräfte
an Gymnasien eingestellt wurden, waren es zu Schuljahres -
beginn 2013 noch 225 und 2014 noch 170.

Damit ist klar, dass mindestens 60 Prozent der Absolventen
der niedersächsischen Studienseminare für das Lehramt an
Gymnasien keine Chance auf Beschäftigung in ihrem ange-
strebten Beruf bekommen werden, zumal noch Altbewerber
und Bewerber aus anderen Bundesländern als Konkurrenten
um die wenigen Plätze auftreten. Die wenigen Stellen, die
ausgeschrieben wurden, sind fast ausschließlich auf „harte
Mangelfächer“ wie Kunst oder Naturwissenschaften zuge-
schnitten. Wer Fächer aus dem B-Bereich oder gar Deutsch
mitbringt, hat leider Pech gehabt. Hier bleibt nur der Weg in
ein anderes Bundesland, in einen anderen Beruf (und dies
nach vielen Jahren Studium und Ausbildung!) – oder an eine
andere, fremde Schulform.

Denn die Gesamtschulen, vor allem die IGSen, erhalten eine
erheblich größere Zahl von Stellen, die eben auch und gerade
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für Gymnasiallehrerinnen und -lehrer ausgeschrieben wer-
den. Das Ziel ist klar: Man will damit Gymnasiallehrkräfte
von den Gymnasien weg- und zu den IGSen hinlotsen. Damit
soll zum einen ein gymnasiales Niveau flächendeckend an
allen Gesamtschulen vorgegaukelt werden, zum anderen sol-
len die Gymnasiallehrer aber auch gefügig gemacht werden.
Das Signal ist: So schlecht ist es doch an der IGS gar nicht,
immerhin bekommt ihr dort wenigstens einen Arbeitsplatz.
Zudem erhalten IGSen erheblich mehr Vergünstigungen (z.B.
Verlagerungsstunden!) als andere Schulformen. Spricht sich
dies unter jungen Lehrkräften herum, wird der derzeit noch
überall sehr deutliche Wunsch, nach dem Referendariat auch
an ein Gymnasium zu kommen, seltener werden.

Was jungen Lehrkräften dabei aber bewusst nicht gesagt
wird: Die Arbeit an einer Gesamtschule bedeutet gerade für
Gymnasiallehrer ein erhebliches Umdenken und völlig neue
Rahmenbedingungen, einen Einsatz in einem oft schwierigen
Umfeld, das weniger von der eigentlichen Fachwissenschaft,
sondern vielmehr von pädagogischen Herausforderungen
geprägt ist. „Meine Arbeit ist oft eher die eines Schulsozial-
arbeiters als die eines Lehrers“ sagte kürzlich ein Mitglied
unseres Verbandes an einer IGS zu diesem Thema. Kurz
gefasst: Es ist ein Skandal, dass Lehrkräfte, die nach Studium
und Referenda riat viele Jahre ihren Beruf erlernt haben,
nicht die Möglichkeit bekommen, in diesem zu arbeiten.

Abordnungen auch an andere Schulformen
Hauptgrund für die geringe Zahl der Neueinstellungen an
Gymnasien ist die rot-grüne Erhöhung der Unterrichtsver-
pflichtung zum 1.8.2014 und die Verweigerung der fest zu -
gesagten Altersermäßigung um eine Stunde ab dem 55.
Lebensjahr. Dadurch wurden an den Gymnasien insgesamt
mehr als 1000 Stellen „eingespart“ und eine entsprechende
Zahl junger Lehrkräfte um ihre Berufs- und damit Lebens -
chancen gebracht. Der soziale Aspekt dieser Arbeitsplatzver-
nichtung spielt für die politisch dafür Verantwortlichen, die
sich sonst so gern als soziale Wohltäter darstellen, offen-
sichtlich keine Rolle.

Den Gymnasien werden die Nachwuchslehrkräfte mit ihren
neuen pädagogischen Impulsen fehlen. Das könnte durch-
aus ein politisch nicht unwillkommener Nebeneffekt sein.
Allerdings ist das letzte Wort dazu noch nicht gesprochen.
Voraussichtlich im Sommer entscheidet das Oberverwal-
tungsgericht in Lüneburg über die Arbeitszeitklage des Phi-
lologenverbandes. Kippt das Gericht die Arbeitszeiter-
höhung, müsste das Land eine erhebliche Zahl zusätzlicher
Lehrkräfte an Gymnasien einstellen. So ist der Kampf um
eine gerechte Arbeitszeitregelung auch ein Kampf um mehr
Arbeitsplätze für viele junge Pädagogen und letztlich um
eine bessere Zukunft für die Gymnasien und ihre Schüler.

Die Erhöhung der Unterrichtsverpflichtung schafft auch rein
statistisch eine personelle „Überversorgung“ an zahlreichen
Gymnasien, die zunehmend durch Abordnungen und Verset-
zungen abgebaut wird. Auf eine Landtagsanfrage der FDP hin
musste die Kultusministerin konkrete Zahlen hierzu nennen:
Danach waren zum Stichtag 22.9.2014 insgesamt 339 Lehre-
rinnen und Lehrer von Gymnasien an andere Schulen abge-
ordnet, 204 davon an andere Gymnasien, aber immerhin 135
an andere Schulformen, überwiegend an Oberschulen und
Gesamtschulen, aber auch an Realschulen, Hauptschulen, ja
sogar an Grund- und Förderschulen. Aus der vom MK vorge-
legten Statistik wird auch deutlich, dass die Abordnung nicht
selten mit längeren Wegen zum neuen oder zusätzlichen
Dienstort verbunden ist.

Seit dem 1.2.2015 wird auch gegen den Willen der Betroffenen
abgeordnet. Die Bezirkspersonalräte des Philologenverban-
des berichten von zahlreichen Kolleginnen und Kollegen,
denen eine Zwangsabordnung droht, nicht selten an eine
andere Schulform, auch mit fachfremdem Unterricht. In
 Einzelfällen gibt es momentan sogar Abordnungen an
Grund- und Haupt schulen und/oder Abordnungen mit nahe-
zu dem vollen  Stundendeputat an IGSen und Oberschulen –
und dies in  vielen Fällen gegen den Willen der betroffenen
Lehrkräfte!
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Einheitslehrer und Einheits-Personalvertretungen – das bedeutet, alle sollen alles wissen. In der Realität dürfte dies jedoch nicht funktionieren…

©
 w

av
eb

re
ak

pr
em

iu
m

 –
 Fo

to
lia

.co
m



Bei Schließung von Gymnasien drohen Massenver -
setzungen
Wenn das rot-grüne Schulgesetz zum 1.8.2015 Wirklichkeit
werden sollte, wird die IGS „ersetzende Schulform“. Sie kann
dann nicht nur Haupt- und Realschulen sowie Oberschulen
„ersetzen“, sondern auch Kooperative Gesamtschulen und
Gymnasien. So können dann auch ganze Gymnasien
geschlossen werden. Die so genannte „Bestandsgarantie“
mit einer Fahrtzeit für Schüler (und Lehrer) von über zwei
Stunden täglich ist unzumutbar – und zudem noch eine
Mogelpackung, denn sie gilt nur „zum Zeitpunkt der Einrich-
tung“ einer Gesamtschule – wenn die Gesamtschule erst
einmal da ist, gilt sie nicht mehr. Nicht einmal in jedem
Landkreis und in jeder kreisfreien Stadt muss nach Schul -
gesetznovelle noch ein Gymnasium vorgehalten werden. So
werden nicht nur Abordnungen, sondern auch dauerhafte
Versetzungen von den Gymnasien an andere Schulformen in
großem Stil fällig.

Zusammenfassend ergeben all diese Schritte vor allem
eines: Der Dienstherr nimmt nun wirklich gar keine Rück-
sicht mehr auf die Arbeitsbelastung und damit die Arbeits-
zeit der Lehrkräfte, denn auch Abordnungen, fachfremder
oder auch schulformfremder Unterrichtseinsatz bedeuten
weitere Belastungen. Die Arbeitsbelastung hat sich in den
letzten zehn Jahren drastisch erhöht; sie lag schon vor der
Erhöhung des Unterrichtsdeputats und der Aussetzung der
Altersermäßigung erheblich über der für den öffentlichen
Dienst geltenden 40-Stunden-Woche. Die verantwortlichen
Politiker ziehen nicht nur keine Konsequenz aus diesem
 Faktum, sondern satteln immer noch weiter drauf.

Die gesamte Entwicklung zeigt eines in aller Deutlichkeit:
Wir brauchen mehr denn je eine neue  wissenschaftliche, von
einem unabhängigen Institut durchgeführte Untersuchung
zur Lehrerarbeitszeit der Lehrer aller Schulformen, die die
tatsächlichen Arbeitsbelastungen in vollem Umfang dar-
stellt und zudem die arbeitsrechtlichen Vorgaben uneinge-
schränkt berücksichtigt. Ansonsten erfahren Lehrkräfte wei-
terhin nicht die Arbeitszeitgerechtigkeit, auf die sie uneinge-
schränkten Anspruch haben. Es spricht für sich selbst, dass
sich Rot-Grün beharrlich weigert, eine solche Untersuchung
in Auftrag zu geben. Mit einer allgemein gehaltenen „Erfas-
sung“ der Arbeitszeit, wie sie momentan von der GEW
durchgeführt und propagiert wird, ist es nicht getan. Die von
der GEW mit einer umfangreichen Pressekampagne gestar-
tete Untersuchung zur Arbeitsbelas tung der Lehrkräfte kann
schon allein aus dem Grund keine wirklich validen Ergebnis-
se erbringen, da nicht spezifisch nach den verschiedenen
Schulformen und deren Erfordernissen und Bedürfnissen
untersucht wird. Das Ergebnis dürfte schon heute festste-
hen: Alle Lehrkräfte sind überlastet – das aber ist nichts
neues, das wissen wir schon lange. Wichtig wäre es vielmehr,
zu zeigen, wo die spezifischen Belastungen zu suchen sind –
im Gymnasialbereich sind dies vor allem die enormen Belas -
tungen durch Korrekturen und eine immer weiter um sich
greifende Bürokratisierung der Schule mit immer größer wer-
dendem Verwaltungs- und Dokumentationsaufwand.

Die Schlussfolgerung aus der GEW-Aktion wird wohl lauten:
Alle sind „gleich“ – also müssen alle Lehrer die gleiche Unter-
richtsverpflichtung haben, egal, wie unterschiedlich die tat -
sächliche Belastung auch sein mag. In ihrer Presseerklärung

vom 6.12.2012 fordert die GEW dementsprechend: „Ziel sind
23,5 Wochenstunden für alle Schulformen.“ Lediglich für
„große Kurse“ in der gymnasialen Oberstufe solle es Entlas -
tungsstunden geben – wie viele, wird nicht gesagt. Solche
Forderungen haben mit Arbeitszeitgerechtigkeit nichts zu
tun. Sie zeigen nur einmal mehr, dass die Gymnasiallehrkräf-
te in der GEW mit einem Mitgliederanteil von nur etwa acht
Prozent keine Chance haben, ihre berechtigten beruf lichen
Interessen sachangemessen zur Geltung zu bringen. 

Einheitslehrer und Einheitspersonalräte
Wir sind aber noch nicht am Ende der politischen Neuaus-
richtungen zu Lasten des Gymnasiums. Es geht noch weiter:
Die Reform der Lehrerbildung steht ebenfalls bevor. Der „Ein-
heitslehrer“, also ein nur noch für verschiedene Schulstufen
ausgebildeter Pädagoge bzw. Pädagogin, soll die für jede
Schulform bislang schulformspezifisch ausgebildeten Lehr-
kräfte ersetzen. Dass dies letztlich zu einem Verlust von Pro-
filbildung und Spezialisierung stehen wird, ist außer Frage;
viel schlimmer ist, dass diese Einheitslehrkräfte dann auf
längere Sicht wahrscheinlich den Anforderungen gymnasia-
len Unterrichts nicht genügen werden. Gymnasialer Unter-
richt zeichnet sich nicht umsonst durch eine besonders fach-
wissenschaftlich und fachdidaktisch intensive Ausbildung
aus. Dies war und ist für einen wissenschaftspropädeutischen
Unterricht auch unabdingbar. Auf der anderen Seite war und
ist es auch mehr als sinnvoll, dass zukünftige Grundschul-
lehrkräfte vor allem in allgemeiner Pädagogik und Psycholo-
gie ausgebildet werden und nicht in jedem der vielen Fächer,
die sie unterrichten, die tiefgründigsten fachwissenschaft -
lichen Theorien kennen müssen. Nun also sollen bald alle
Lehrerinnen und Lehrer weitgehend dasselbe lernen und
überwiegend in allgemeiner Pädagogik ausgebildet werden. 

Die Folgen liegen auf der Hand – die jungen Lehrkräfte wer-
den Einheitslehrer/-innen für die zukünftige Einheitsschule.
Die Vereinheitlichung geht noch einen Schritt weiter und
wird durch eine Neufassung des Niedersächsischen Perso-
nalvertretungsgesetzes (NPersVG) auf die Spitze getrieben.
Dies dürfte ein Bereich sein, der manchen Kolleginnen und
Kollegen weitgehend unbekannt ist, aber auch hier gibt es –
bisher – eine Differenzierung nach Schulformen und eine
Fachvertretung in den verschiedenen Gremien. Auch dies
macht ohne jeden Zweifel Sinn, denn die konkreten Fragen
und Probleme eines Lehrers oder einer Lehrerin am Gymna-
sium sind nicht nur in der Theorie, sondern auch in der täg -
lichen Praxis ganz andere als diejenigen ihrer Kollegen an
Förderschulen, Grundschulen oder auch Gesamtschulen.

Seit kurzem liegt der Entwurf einer Novellierung des Nieder-
sächsischen Personalvertretungsgesetzes (NPersVG) vor. Die-
ser sieht die Abschaffung eben dieses Fachgruppenprinzips
in allen die verschiedenen Schulformen betreffenden Stufen -
personalräten vor. Wohl gemerkt ist diese Vereinheitlichung
bzw. Gleichmacherei nur die Schulformen betreffend, denn
an Universitäten bleibt das Fachgruppenprinzip wie bisher
erhalten. Also behalten Professorinnen und Professoren ein-
zelne Fachgruppen, ferner Juniorprofessoren, lehrendes Per-
sonal usw. Warum gilt dann nicht für Universitäten das, was
in Zukunft für die Schulen gelten soll, nämlich, dass es nur
noch eine Trennung von Beamten und Beschäftigten gibt?
Sachargumente scheint es für diese Novellierung jedenfalls
nicht zu geben – auch hier steht ganz klar die Gesamtschul -
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Die Wiederherstellung von G9 ist grundsätzlich ein ebenso
richtiger wie wichtiger Schritt, um erkannte Mängel und
Defizite von G8 zu beseitigen und wieder eine Chance auf
die schulischen Standards zu erhalten, die die Arbeit des
Gymnasiums charakterisieren. Entscheidend ist dabei für
uns, dass die mit G9 gegebenen Möglichkeiten im Sinne
einer besseren und breiteren Bildung für unsere Schüler
 konsequent genutzt werden und damit die Qualität unserer
schulischen Bildungseinrichtungen angehoben, aber nicht
weiter systematisch gemindert wird.

Bei der nach diesem Maßstab vorzunehmenden Bewertung
der Entwürfe zur Oberstufe und zum Abitur sowie der KCs
zeigt sich jedoch deutlich, dass es bzgl. der Sicherung bzw.
Wiederherstellung von Bildungsqualität noch erheblichen
Korrekturbedarf gibt, wenn die Umstellung auf G9 ein wirk-
licher Schritt sein soll, zu der gebotenen und notwendigen
Vorbereitung auf die Anforderungen der Hochschulen und
des Beschäftigungssystems zu kommen. Dazu müsste aber
im MK endlich auch einmal die Erkenntnis ankommen, dass,
wer Schüler wirklich fördern und sie qualifiziert auf nachfol-
gende Ausbildungsgänge gezielt vorbereiten will, sie auch
fordern muss.

ideologie der rot-grünen Landesregierung hin-
ter der Motivation zu dieser Gesetzesnovelle:
Die Schulformen sollen zumindest auf mittlere
Sicht alle einer wie auch immer gearteten
Zwangs-Einheitsschule für alle weichen. Wozu
braucht man dann noch Fachpersonalräte, die
sich mit verschiedenen Schulformen und ihren
spezifischen Besonderheiten auskennen?

Der Philologenverband kämpft weiter gegen
die Arbeitszeiterhöhung und gegen alle Be -
stimmungen und Gesetzesvorhaben, die auf
eine Zerstörung und Abschaffung der Gym -
nasien abzielen. Wohin der Weg wirklich führt,
wenn all die geplanten Änderungen tatsächlich
umgesetzt werden, ist doch klar: Alle Lehrer sol-
len alles können, alle Personalräte sich für alle
und alles auskennen, und alle Schülerinnen und
Schüler sollen am besten auch alle dasselbe ler-
nen und können. Da aber niemand alles wissen
und beherrschen kann, wird es in der Realität
dann eben so aussehen, dass an den nieder-
sächsischen Schulen, in den Studienseminaren
und den Personalvertretungen niemand mehr
Experte für irgend etwas ist, sondern jeder und
jede mit einem gesunden Halbwissen alles
machen und können muss. Aus fachlicher Pro-
fessionalität wird dann ein „irgendwie Herum-
wursteln“ bzw. ein verordneter Dilettantismus.
Und am Ende kann und weiß niemand mehr
irgendetwas „richtig“. Die Landesregierung
spricht ja immer gern vom „Bildungsland
 Niedersachsen“ und einer „Zukunftsoffensive
Bildung“ – das geht irgendwie anders.

Verordnungsentwürfe Oberstufe und Abitur:

Bildungsabbau durch fortschreitenden Leistungsabbau
vorprogrammiert
Geplante Regelungen in der Oberstufe bei Klausuren, Versetzung und
 Prüfung sowie Abschlüssen nicht ohne negative Auswirkungen auf
 Bildungsqualität Von Helga Olejnik 

Die Online-Petition zur Erhaltung eines vielfältigen Schulangebots in
Niedersachsen und des Elternrechts auf freie Schulwahl wurde mit
33.000 Unterschriften an Landtagspräsident Bernd Busemann übergeben.
„Mit dieser Petition an Landtag und Landesregierung wenden wir uns
vor allem gegen die geplanten Bestimmungen des rot-grünen Schul -
gesetzes, dass bei Errichtung einer Gesamtschule andere Schulformen
nicht mehr vorgehalten und damit zu einem Gymnasium zunehmend
lange Schulwege in Kauf genommen werden müssen“, erklärten die
Sprecherinnen der Initiative, Helga Olejnik (Philologenverband Nieder-
sachsen), Petra Wiedenroth (Verband der Elternräte der Gymnasien) und
Kirsten Radtke (Elternvertreterin Förderschule Lernen, v.l.n.r.).

Diese Pläne stellten insgesamt einen großen Schritt auf die generelle
Einführung der Gesamtschule für alle Schüler dar, was die bisherige
schulische Vielfalt nach und nach beseitige und nicht dem Willen der
Eltern- und Bevölkerungsmehrheit entspreche. Die Eltern müssten auch
in Zukunft das Recht haben, die aus ihrer Sicht bestmögliche Schulform
für ihr Kind zu wählen, unterstrichen Wiedenroth, Radtke und Olejnik.
Dies gelte auch für die Förderschule Lernen.

Online-Petition zum Erhalt der Schulvielfalt und
des Elternrechts auf freie Schulwahl an Landtags-
präsidenten übergeben
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Die wichtigsten Kritikpunkte zu den beabsichtigten Rege-
lungen für die Oberstufe und das Abitur – ohne die Kritik an
der Stundentafel in der Einführungsphase, die im Artikel
über die Stundentafeln dargestellt wird – finden sich im
 folgenden Beitrag, die vollständigen Stellungnahmen auf
unserer Homepage.

Versetzungsregelung in die Qualifikationsphase
 absolut indiskutabel
Im früheren G9 war Grundlage für die Versetzungsentschei-
dung am Ende der Einführungsphase die Leistungen in 12
Fächern, weil die Schüler damals 12 Pflicht- bzw. Wahlpflicht-
fächer zu belegen hatten und – wie in der Mittelstufe auch –
für eine Versetzung die Leistungen in allen Pflicht- und
Wahlpflichtfächern zu berücksichtigen sind. Diese Zahl 12
kann aber nicht, wie jetzt geschehen, einfach in die Verset-
zungsbestimmungen des neuen G9 übernommen werden,
weil dort der Schüler in der Einführungsphase 14 Pflicht-
bzw. Wahlpflichtfächer hat.

Würde man die Zahl nicht von 12 auf 14 anpassen, so gäbe es
automatisch – außerhalb der 4 Hauptfächer – zwei Fächer,
die der Schüler völlig folgenlos mit 00 Punkten abschließen
könnte. Dass dieses kein Beitrag zur Qualitätssicherung
wäre, liegt auf der Hand – ganz abgesehen von der Frage,
wie sich der Unterricht in Fächern gestaltet, wenn Schüler
von Anfang an wissen, dass mangelhafte oder ungenügende
Leistungen in diesem Fach nicht die geringsten Auswirkun-
gen auf eine Versetzung haben können.

Außerdem muss – analog zu § 5 Abs. 2 Durchlässigkeits- und
Versetzungsverordnung – der Begriff „Ausgleichsfach“ defi-
niert werden. Ohne eine analoge Definition, dass Mathe matik,
Deutsch und Fremdsprachen nur untereinander ausgeglichen
werden können, würde ein Schüler der neuen Einführungs-
phase bei 00 Punkten in Mathematik mit 10 Punkten in Sport
als Ausgleich automatisch versetzt werden – das wäre in der
Mittelstufe und auch in der derzeitigen Einführungsphase im
Jahrgang 10 undenkbar und entspricht nicht dem Anspruch an
eine qualitätsvolle Ausbildung. 

Anzahl der schriftlichen Arbeiten in der Einführungs-
phase ohne Konzept
Die Regelungen zu den Klausuren in der Einführungsphase
lassen ein Konzept vermissen, wie es in der Mittelstufe vor-
handen ist: Dort steht die Zahl der Lernkontrollen in Bezie-
hung zur Anzahl der Unterrichtsstunden und zur Bedeutung
der Fächer (Haupt-/Nebenfächer). Eine solche richtige Grund -
überlegung fehlt für die Einführungsphase.

So sehen die neuen Regelungen drei Klausuren im Schuljahr
vor – sowohl für zweistündige als auch für dreistündige
Fächer. Für diese beiden Gruppen die gleiche Anzahl von
Klausuren vorzusehen ist nicht sachgerecht. Außerdem
muss im Unterricht auch Zeit sein, neue Inhalte zu erarbeiten
und die Schüler auf eine Klausur vorzubereiten. Dies ist aber
bei 2 Klausuren in einem der beiden Halbjahre bei zweistün-
digen Fächern nicht sinnvoll möglich.

Der Vergleich mit der jetzigen Einführungsphase in 10 zeigt,
dass dort die zweistündigen Fächer zwei Klassenarbeiten zu
schreiben haben, nicht drei. Die Unausgewogenheit zeigt
sich auch im Vergleich mit der Qualifikationsphase, in der
dreistündige Fächer – außerhalb der Prüfungsfächer – nur
zwei Klausuren zu schreiben haben, während hier in der Ein-
führungsphase bei zweistündigem Unterricht drei Klausuren
geschrieben werden sollen.

Deshalb muss die Anzahl der Klausuren in der Einführungs-
phase bei den zweistündigen Fächern unbedingt auf zwei
reduziert werden. Dies bedeutet eine fachlich und pädago-
gisch begründete und erforderliche Verringerung der Anzahl
der Klausuren in der Einführungsphase um 5 Klausuren.

PhVN lehnt Kürzung der Anzahl der Klausuren in den
Prüfungsfächern ab
Die vorgesehene Reduzierung der Anzahl der Klausuren bei
allen 5 Prüfungsfächern lehnt der Philologenverband mit aller
Entschiedenheit ab – und vermisst auch hier ein Konzept.

Bildung und Leistung müssen wichtige Bestandteile von Schule und Unterricht bleiben
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Während derzeit bei vierstündigem Unterricht in den Prü-
fungsfächern auf erhöhtem Niveau zwei Klausuren im 3.
Halbjahr der Qualifikationsphase vorgeschrieben sind, soll
diese Zahl nun auf eine Klausur halbiert werden, obwohl die
Stundenzahl von 4 auf 5 Stunden erhöht wird. Das ist sowohl
im Hinblick auf die erhöhte Stundenzahl als auch im Hin-
blick auf die herausragende Bedeutung dieser Fächer für das
Abitur der Schüler völlig widersinnig.

Auch eine Reduzierung der Zahl der Klausuren vor allem
beim vierten, aber auch beim fünften Prüfungsfach hat die
Vertreterversammlung des Philologenverbandes im Novem-
ber vergangenen Jahres als nicht sinnvoll abgelehnt, zumal
bei P4 eine der beiden Klausuren im 2. Jahr auch noch unter
Abiturbedingungen zu schreiben ist. Eine angemessene und
erforderliche Übung für das Abitur ist so nur noch einge-
schränkt möglich.

Durch die Verringerung der Zahl der Klausuren werden den
Schülern wichtige Anlässe und Chancen genommen, die
Kompetenz Schreiben als eine der zentralen Kompetenzen
für Studium und Beruf zu entwickeln und in Prüfungssitua-
tionen anzuwenden. Zudem können sie evtl. schwächere
 Leistungen in einer Klausur nicht durch eine weitere Klausur
ausgleichen. Somit erlangt bei reduzierter Anzahl jede ein-
zelne Klausur ein unnötig hohes Gewicht und führt zu
unnötigen Belastungen der Schüler.

Die Reduzierung der Klausuren war in der Expertenkommis-
sion ins Gespräch gekommen, als man noch unter der Vor -
gabe G8 nach „Entlastungsmöglichkeiten“ für die Schüler
gesucht hat. Dies ist jetzt aber bei G9 überhaupt nicht mehr
diskutabel, zumal sich durch die Umstellung auf G9 bereits
automatisch zahlreiche „Entlastungen“ ergeben:
■    Die Pflichtstundenzahl wird in allen 4 Halbjahren um 2

Stunden gesenkt.
■    Im 4. Halbjahr entfällt das zweistündige Seminarfach,

einschl. der dafür erforderlichen Leistungsnachweise.
■    In zwei Halbjahren entfällt die Belegungsverpflichtung

Religion/Werte und Normen – einschließlich der beiden
Klausuren.

■    Für die Schüler im gesellschaftswissenschaftlichen Profil
mit Schwerpunktfach Erdkunde entfällt in zwei Halbjah-
ren die Belegungsverpflichtung Politik – einschließlich der
beiden Klausuren.

■    Die Aufstockung der Stundenzahlen der bisher 4-stündi-
gen Fächer auf erhöhtem Niveau auf 5 Stunden und der
bisher zweistündigen Ergänzungsfächer auf 3 Stunden
bringt Zeit und Entlastung für die Schüler.

■    Die Zahl der in die Abiturqualifikation einzubringenden
Kurse wird von 36 auf 32 reduziert.

■    Weitere Entlastung bringt die oben dargestellte Forde-
rung des Philologenverbandes, die Anzahl der Klausuren
in der Einführungsphase um 5 Klausuren zu verringern.

Präsentationsprüfung 
Die Möglichkeit, die mündliche Abiturprüfung im fünften
Prüfungsfach durch eine Präsentationsprüfung zu ersetzen,
lehnt der Philologenverband entschieden ab. Weder ist die
notwendige Vergleichbarkeit in einem solchen Prüfungsfor-
mat gegeben, noch ein inhaltlicher, fachspezifischer Mehr-
wert ersichtlich. 

Insbesondere führt dieses Prüfungsformat auch zu einer
Chancenungerechtigkeit zwischen den Schülern. Der Prüf-
ling erhält zwei Wochen vor dem Termin der mündlichen
Prüfung die Aufgabenstellung und fertigt eine schriftliche
Dokumentation an, auf die sich dann sein mündlicher Vor-
trag in der Prüfung stützt. In welchem Umfang der Prüfling
bei der Erstellung der schriftlichen Dokumentation und der
Präsentation Hilfe in Anspruch genommen hat bzw. sich
sogar beides hat erstellen lassen, ist in keiner Weise nach-
vollziehbar. Dies ist in hohem Maße pädagogisch und sozial
ungerecht.

Fachhochschulreife ohne Wert: Anzahl der möglichen
Unterkurse wird verdoppelt
Bei der Neuregelung des Erwerbs des schulischen Teils der
Fachhochschulreife wird die bisherige Anzahl möglicher
Unterkurse bei den 4 einzubringenden Kursen P1 und P2 ver-
doppelt, so dass bei P1 und P2 50% Unterkurse möglich sind.
Bei P3 und den anderen Fächern wird bei weiterhin 11 einzu-
bringenden Kursen die Zahl der Unterkurse ebenfalls ver-
doppelt: Insgesamt ist der Erwerb der Fachhochschulreife so
bei 15 einzubringenden Kursen mit 6 Unterkursen (= 40 %)
möglich. Dies entbehrt jeder sachlichen Grundlage und
senkt die Bildungsanspruch der Fachhochschulreife in völlig
inakzeptabler Weise: Dieser Abschluss hat mit einer derarti-
gen Niveausenkung keinerlei Wert mehr und wird zur Farce.

Dies wird insbesondere auch im Vergleich zum Erwerb der
Fachhochschulreife im Beruflichen Gymnasium deutlich, wo
der Qualitätsanspruch richtigerweise unvermindert beste-
hen bleibt. Es ergibt sich damit die nicht nachvollziehbare
und inakzeptable Situation, dass die Fachhochschulreife am
allgemeinbildenden Gymnasium wesentlich einfacher zu
erwerben ist als am Beruflichen Gymnasium – und das soll
bereits für den jetzigen Jahrgang 11 gelten. Dies lehnt der
Philologenverband mit Nachdruck ab.

Berufswahlorientierung ja, aber keine Schwächung
des gymnasialen Bildungsauftrags
Maßnahmen zur Studien- und Berufswahlorientierung sind
seit langem fester Bestandteil der Arbeit des Gymnasiums.
Jetzt soll aber nicht nur der Katalog möglicher Maßnahmen
erweitert werden, sondern auch der im Niedersächsischen
Schulgesetz verankerte Bildungsauftrag des Gymnasiums
verändert werden, weg von einer Schule, die ihren Schülern
„eine breite und vertiefte Allgemeinbildung“ vermittelt und
„den Erwerb der allgemeinen Studierfähigkeit“ ermöglicht,
hin zu einer Schule, die die Schüler „auf das spätere Berufs -
leben“ vorbereitet. Diese geplante Veränderung des Bil-
dungsauftrags spiegelt sich auch in allen neuen KCs wider.

In den 90er Jahren war der Philologenverband Vorreiter von
Überlegungen zur Studien- und Berufswahlorientierung und
der Einbeziehung wirtschaftlicher Fragestellungen in den
Unterricht des Gymnasiums. Mit seinem Arbeitskreis Gym-
nasium-Wirtschaft hat er entscheidende Impulse gesetzt,
die bis heute nachwirken. 

Grundsätzlich unterstreicht der Philologenverband daher
den Stellenwert von Maßnahmen zur Studien- und Berufs-
wahlorientierung. Er lehnt aber mit Nachdruck eine
Schwächung des im Schulgesetz festgelegten Bildungsauf-
trags des Gymnasiums ab.
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Schon ein erster Blick auf die Entwürfe der neuen Stunden-
tafeln für das Gymnasium, die das Kultusministerium in die
Anhörung gegeben hat, hat gezeigt, dass eine sachgerechte
und kritische Durchsicht mehr als erforderlich ist.

Denn für die Umstellung von G8 auf G9 müssen nicht nur
die Stundenanteile der Fächer von den bisherigen Jahrgängen
5 bis 10 auf die Jahrgänge 5 bis 11 auch unter Berücksichti-
gung der Stundenanteile in der zukünftigen Qualifikations-
phase neu bestimmt und „gestreckt“ werden, zusätzlich sind
auch didaktisch-methodische und altersspezifische Erforder-
nisse in einzelnen Fächern zu berücksichtigen sowie die
 Kontinuität von Unterricht sicherzustellen, um nur einige
der wichtigsten Erfordernisse zu nennen.

Bei der Bewertung der neuen Stundentafeln hat zudem vor
allem aus der Sicht der Zielsetzung des Gymnasiums im Vor-
dergrund die Frage zu stehen, ob die neuen Regelungen zu
einer Sicherung bzw. Wiederherstellung der Qualität von
 Bildung führen, die wir auch im Interesse einer erfolgreichen
Fortsetzung der Ausbildung unserer Schüler in Hochschule
und Beruf in deren wohlverstandenem Interesse dringend
benötigen.

Dieses unterstreichen wir nicht zuletzt auch vor dem Hinter-
grund des seit längerem zu beobachtenden systematisch
betriebenen Bildungsabbaus durch zahlreiche folgensch were
Veränderungen, was allein schon das neue KC für das Fach
Englisch belegt, um nur ein Beispiel für Trends und Entwick-
lungen zu nennen, die dringende Besinnung und Kurs -
umkehr erfordern.

In seiner ausführlichen und differenzierten Stellungnahme
zur den vom MK vorgelegten Entwürfen hat der Philologen-
verband unter Berücksichtigung dieser Überlegungen und
Erfordernisse das Augenmerk besonders auf diese proble-
matischen Aspekte gelenkt und mit allem Nachdruck Ände-
rungen angemahnt und gefordert.

Umfang der Stundenzahl: MINT-Fächer benachteiligt
Bei der kritischen Würdigung der Verteilung der durch G9
erhöhten Gesamtstundenzahl der Fächer bis zum Abitur ist
zunächst ein Vergleich der bisherigen Stundenzahl Jahrgang
5 bis 10 mit der zukünftigen Stundenzahl der Jahrgänge 5 bis
11 zu führen. Hier ist festzustellen, dass in diesem Vergleich
alle Fächer mit gleicher oder höherer Stundenzahl ausge-
stattet sind, wie das der Philologenverband gefordert hatte.

Bei Einbeziehung der Qualifikationsphase sowie der Stun-
dentafeln des früheren G9 – manche Fächer hatten bei G8
höhere Stundenanteile verloren – ergeben sich allerdings
teilweise bedenkliche Stundenverringerungen.

Dies betrifft insbesondere die MINT-Fächer, vor allem – aber
nicht nur – Physik und Chemie. Chemie beispielsweise hatte
beim früheren G9 11 (bzw. 12) Stunden zur Verfügung, die bei
der Umstellung auf G8 auf 8 Stunden gekürzt wurden. Wenn
Chemie jetzt im neuen G9 9 Stunden erhält, sieht dies
gegenüber der jetzigen Stundenzahl wie eine Erhöhung aus
– im Vergleich zum früheren G9 hat Chemie aber weiterhin 2
(bzw. 3) Stunden verloren.

Stundentafeln sind immer auch Setzungen der politisch Ver-
antwortlichen und spiegeln deren Verständnis von Bildung
und dem Bildungsauftrag des Gymnasiums wider. Der hohe
Stellenwert der MINT-Fächer für die gymnasiale Bildung und
für unser Land insgesamt ist allgemein unbestritten. Man
kann als politisch Verantwortlicher nicht zu Recht eine Stär-
kung der MINT-Fächer fordern und mit viel Aufwand ent -
sprechende Programme auflegen, in der richtigen Erkenntnis,
dass Niedersachsen Technologie- und Innovationsland ist und
bleiben muss und mehr Nachwuchsingenieure gebraucht
werden, gleichzeitig aber den Stundenanteil der MINT-Fächer
im Gymnasium unter den früheren Stand verringern.

PhVN fordert: Keine einstündigen Fächer in der
 Einführungsphase
Für die Einführungsphase fordert der Philologenverband,
dass es keine einstündigen Fächer geben darf, somit alle
Fächer mindestens zweistündig zu unterrichten sind. Diese
Forderung ist in der vorgelegten Stundentafel bei Musik und
Kunst (bzw. Darstellendes Spiel) sowie Erdkunde nicht erfüllt.

Während derzeit alle Fächer des Aufgabenfelds B mit 2 Stun-
den unterrichtet werden, soll in der neuen Einführungsphase
eine Verschiebung von einer Stunde Erdkunde hin zur Politik
stattfinden, die mit drei Stunden eine extrem hohe Stunden-
zahl aufweist. Dies kann auch nicht dadurch begründet wer-
den, dass ein einstündiger Unterricht für Maßnahmen der
Berufs- und Studienwahlvorbereitung beinhaltet ist. Auch bei
einem zweistündigen Unterricht wäre das möglich, zumal
Berufs- und Studienwahlvorbereitung in Politik auch schon in
früheren Jahrgängen und nach den neuen KCs auch in allen
anderen Fächern stattfinden soll.

Bei der Umstellung von G8 auf G9 erhöht sich für Politik die
Stundenzahl in den Klassen 8 bis zum Abitur (Belegungsver-
pflichtung) von derzeit 8 Stunden auf 12 Stunden, während
Erdkunde bei der bisherigen Stundenzahl bleibt. Auch bei
einem zweistündigen Politikunterricht in der Einführungs-
phase hätte das Fach Politik einen weiterhin überproportio-
nalen Zuwachs von 8 auf 11 Stunden.

Diese Gegenüberstellung soll ausdrücklich nicht die Bedeu-
tung des Faches Politik in Frage stellen – dennoch muss eine
Stundentafel ausgewogen sein und darf nicht einseitig

Gymnasium in Niedersachsen 2/201512

Neue Stundentafeln im neunjährigen Gymnasium
Differenzierte und kritische Stellungnahme des Philologenverbandes –
Einige Fächer werden benachteiligt – Änderungen vor allem beim Profil -
unterricht und in der Einführungsphase gefordert Von Helga Olejnik



 

  
G9 bis 2004 G8 ab 2004 G9 ab 2015 

 
Q 1 / Q2  

OS 5/6 7-10   11 zus. 5-11   Jg. 5-10 (Einf.)   5-10   11 (Einf.)  zus. 5-11  
 

G87) G97) 
Deutsch 9 15 3 27 24 23 3 26 

 
8 6 

1. FS 9 14 3 26 23 22 3 25 
 8 6 

2. FS -  16 3 19 20 19 3 22 
 Musik 3 6 31) 9 (12)1) 102) 9 13) 10 
 

  
23) 33) 

Kunst 3 7 10 (13)1) 112) 10 13) 11 
 Werken, Textil 2 -  -  2 -   - -  -  
 

 - -  
Geschichte - 7 1,5 8,5 11 9 2 11 

 
2 3 

Erdkunde - 5 1,5 6,5 10 9 1 10 
 

 0  0 
Politik-Wirts. - 3 3 6 6 6 3 9 2 3 
WuK 6 - - 6 - - - -  - - 
Religion/WN 4 8 2 14 12 12 2 14 

 
4 3 

Mathe 8 15 3 26 24 23 3 26 
 

8 6 
Biologie 2 6 24) 10 105) 8 26) 10 

 86) 66) Chemie 2 7 24) 11 85) 7 26) 9 
 Physik 2 7 24) 11 105) 8 26) 10 
 Seminarfach -   -  -  - -  -  - -  

 

4 3 
Sport 4 8 2 14 12 12 2 14 4 4 
AGs 2  -  - 2  -  -  -  -  

 
 - -  

Verfügungsstunde 1 -  1 2 1 2 -  2 
 

 - -  
Stunden insg. 57 124 32 213 192 179 30 209 

 
68 64 

Durchschn. pro Jahrg.  28,5 31 32 30,4 32 29,8 30 29,9 
 

34 32 
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erhebliche Erhöhungen bei einem Fach vornehmen, wenn
dies zu deutlichen Lasten anderer Fächer geht.

Auch die Einstündigkeit der musisch-künstlerischen Fächer
ist für den Philologenverband nicht akzeptabel. Die Bedeu-
tung kultureller Bildung muss hier nicht ausführlich darge-
stellt werden. Die Umstellung auf G9 ist, daran erinnern wir,
auch unter dem Aspekt besserer Möglichkeiten der musisch-
künstlerischen Bildung für unsere Schülerinnen und Schüler
erfolgt. Auch hier muss im Sinne einer Ausgewogenheit und
Gleichbehandlung mit anderen prüfungsrelevanten Fächern
eine Zweistündigkeit dringend vorgesehen werden.

32 Stunden Unterricht in der Einführungsphase
 erforderlich
Um dies zu ermöglichen, fordert der Philologenverband, die
Schülerpflicht stundenzahl in der Einführungsphase um 2
Stunden auf 32 Stunden zu erhöhen. Es ist richtig, dass in der
Expertenkommission bei der Umstellung auf G9 zunächst
von einer Idealvorstellung von 30 Stunden ausgegangen
wurde. Aber schon bei der Diskussion um die Qualifikations-
phase stellte sich schnell heraus, dass dies angesichts der
Erfordernisse der Fächer und der Qualitätssicherung des Abi-
turs nicht realisierbar sein würde. Richtigerweise ist daher in
dem vorliegenden Entwurf die Schülerpflichtstundenzahl in
der Qualifikationsphase auf 32 Stunden festgesetzt worden,

beim sportlichen Schwerpunkt auf 32,5. Auch in der Mittel-
stufe hat der vorliegende Entwurf die Profilklassen in den
Jahrgängen 8, 9 und 10 sinnvollerweise mit 32 Stunden
 ausgestattet. Dies gilt für die Musikklassen sogar schon ab
Klasse 6. Es ist daher nicht nachvollziehbar, warum in der
Einführungsphase auf 30 Stunden beharrt werden soll,
wenn doch die geschilderten erheblichen Probleme mit
einer Stundenzahl von 32 – wie auch im früheren G9 – gelöst
werden können. Damit würden in der Oberstufe einheitlich
für alle Jahrgänge 32 Stunden gelten. 

PhVN: Bisherige Wahlmöglichkeiten beim Profilunter-
richt müssen erhalten bleiben
Die bisherige Regelung, dass der Schulvorstand entscheidet,
ob an einer Schule die Stundentafel 1 (allgemein) oder 2
 (Profilunterricht) oder beide angeboten werden, soll ohne
jegliche Angabe von Gründen gestrichen werden. Es wird
nun festgelegt, dass Profilunterricht nach Stundentafel 2 nur
für einzelne Gruppen erteilt werden darf, nicht aber für alle
Schüler. 

Warum diese Möglichkeit der Entscheidung für die Stunden-
tafel 2 Schülern und ihren Eltern, die dieses an Schulen mit
entsprechendem Beschluss des Schulvorstands wünschen, in
Zukunft verwehrt sein soll, ist nicht nachvollziehbar. Was
passiert, wenn sich alle Schüler einer Schule für den Wahl-

Entwicklung der Stundenzahlen – Allgemeine Stundentafel

1) ein musisches Fach dreistündig; statt Mu oder Ku ist DS möglich    2) im Jg. 10 statt Mu oder Ku 2 Std. DS möglich    3) statt Mu oder Ku ist DS
möglich    4) oder zwei NW je dreistündig    5) im Jg. 10 statt einer NW 2 Std. Informatik möglich    6) statt einer NW Informatik möglich    
7) Vergleich der Stunden der Belegungsverpflichtung der Kurse auf grundlegendem Niveau; auf erhöhtem Niveau erhalten alle Fächer im neuen
G9 2 Std. mehr
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Der Philologenverband Niedersachsen hat im September
2014 den bundesweit renommierten Verfassungs- und Ver-
waltungsrechtler Prof. Dr. Ulrich Battis beauftragt, gegen die
Erhöhung der Unterrichtsverpflichtung und den Abbau der
Altersermäßigung gerichtlich vorzugehen. Ziel ist es, anhand
einer repräsentativen Gruppe von voll- und teilzeitbeschäf-
tigten Lehrkräften, Lehrkräften ab dem 55. Lebensjahr und
Schulleitern der Landesregierung – nach diversen außerge-
richtlichen Versuchen – nun mittels eines Normenkontroll-
antrags im Rechtsschutz des Philologenverbandes den Spie-
gel des unübersehbaren Rechtsverstoßes vorzuhalten und
die Wiederherstellung des status quo ante auf gerichtlichem
Wege zu erreichen.

Stellungnahme des Kultusministeriums: 
Werbeprospekt und Rechtfertigungshymne
Die zweimonatige Frist zur Stellungnahme konnte oder
wollte das Ministerium nicht einhalten und beantragte Frist-
verlängerung. Mitte Januar 2015 lag dann endlich die Gegen-
argumentation vor. Der Prozessverlauf hatte sich damit erst
einmal verzögert. Diese Stellungnahme kann man aber
bestenfalls als einen Versuch verstehen, Vorhaltungen abzu-
wehren, mehr aber nicht, denn überzeugen konnten die vom
MK aufgebauten Positionen nicht. Die Stellungnahme las
sich eher wie ein Werbeprospekt für das sog. „10-Punkte-Ent-
lastungspaket“ als eine ernstzunehmende Argumentation.
Geradezu erheiternd wirkten dann Argumente wie: Man sei
die neu gewählte Landesregierung, die nur das umsetze, was
die Wählerinnen und Wähler wollen; haltlos die Argumenta-
tion und Hohn für all diejenigen Lehrerinnen und Lehrer, die
auf diese Regierung gebaut haben.

Die Replik von Prof. Dr. Battis hat das Vorbringen des Minis -
teriums ad absurdum geführt und fundiert widerlegt.

■    Die Antragserwiderung ist übergreifend durch den Ver-
such geprägt, nachzuweisen, dass die Gymnasiallehrkräfte
nicht mehr als 40 Stunden pro Woche arbeiten.

■    Hinsichtlich der Vergleiche zwischen anderen Bundeslän-
dern und anderen Schulformen, insbesondere mit Inte-
grierten Gesamtschulen, argumentiert das Kultusminis -
terium teils widersprüchlich, teils schulfachlich unseriös
(z.B. Anrechnungsstunden für Gymnasien und IGS; trotz
Erhöhung seien die Gymnasien weiterhin stets besser
gestellt).

■    Das Kultusministerium missachtet teilweise die Recht-
sprechung (z.B. Verschiebung der Arbeitszeit in den
außerunterrichtlichen Bereich).

■    Mithilfe prozentualer und absoluter Berechnungen wer-
den erhebliche Entlastungen suggeriert, die aber nicht
vorhanden sind.

■    Das Kultusministerium missachtet bei den Schulleitern
die Verordnungssystematik.

■    Des Weiteren wird ohne Unterlass das sog. Entlastungs-
paket gepriesen. Dabei

     3     werden Maßnahmen als „Entlastung“ verkauft, wenn
erfolgte zusätzliche Belastungen nur zurückgenom-
men werden,

     3     werden Maßnahmen als „Entlastung“ bezeichnet, die
keine sind, sondern geltende Rechtslage oder ohne
jeglichen Effekt,

     3     werden zukünftig beabsichtigte Maßnahmen als
„Entlastung“ angeführt, die nicht in Kraft sind,

     3     werden nur einzelne Entlastungen angeführt, aber die
vielen Belastungen (außerhalb der Erhöhung der
Unterrichtsverpflichtung) verschwiegen,

     3     wird nachträglich als „Entlastung“ auf Vorgänge
zurückgegriffen (Abschaffung der Orientierungsstufe),
die schon teilweise ein Jahrzehnt zurückliegen,

Normenkontrollklage: 
Weitere Anträge zur Arbeitszeiterhöhung können die
angekündigte Verhandlung verzögern Von Marta Kuras

pflichtunterricht nach Stundentafel 2 entscheiden? Werden
dann 30 Schüler herausgelost, die zwangsweise nach Stun-
dentafel 1 unterrichtet werden müssen? Mit welcher Begrün-
dung? Wann soll diese Entscheidung fallen?

Der Philologenverband fordert aus Gründen der bestmög -
lichen Bildung für unsere Schüler, dass die Beschlussgremien
der Schulen wie bisher das Recht behalten, sich für Stunden-
tafel 1 oder für Stundentafel 2 oder für ein paralleles Vorhal-
ten beider Stundentafeln zu entscheiden.

PhVN lehnt Streichung der Poolstunden für Profilklas-
sen vehement ab
Bisher erhalten die Schulen für alle Klassen 5 bis 10 „für Dif-
ferenzierungs- und Fördermaßnahmen sowie für das Ange-
bot von wahlfreiem Unterricht und Arbeitsgemeinschaften“

je Klasse 2 Poolstunden, die eigenverantwortlich zu verwen-
den sind. Dies gilt auch für Profilklassen.

Diese Regelung wird jetzt durch eine Fußnote zu Anlage 2 im
Erlassentwurf „Die Arbeit in den Klassen 5 bis 10 des Gym -
nasiums“ für Profilklassen gestrichen. Dort wird festgelegt,
dass bei Profilklassen nur die Schuljahrgänge 5 bis 7 – also
ohne Profilunterricht – die Poolstunden für Fördermaßnahmen
etc. verwenden dürfen, nicht aber die Profilklassen in den Jahr-
gängen 8 und 10. Dies ist pädagogisch völlig widersinnig, denn
auch Schüler im Profilunterricht, der zumal auch klassenüber-
greifend erteilt wird, haben ggf. Bedarf an Förderunterricht. Die
Anwendung der Regelungen der Fußnote 4 würde die Schüler
im Profilunterricht erheblich benachteiligen und führt zu
großer Chancenungleichheit und Chancenungerechtigkeit.
Dies lehnt der Philologenverband in aller Entschiedenheit ab.
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Die in dieser Ausgabe von „Gymnasium in Niedersachsen“
dargestellte Politik der vielen kleinen und auch größeren
Nadelstiche der Landesregierung gegen die Gymnasien
stößt nicht nur bei Eltern, Schülern und beim Philologenver-
band auf Widerstand, sondern sorgt auch und gerade inner-
halb der Lehrerschaft für wachsende Verbitterung und
Widerstände. Um diesem Ausdruck zu geben, gründete sich
Ende 2013 ein neues Gremium in Niedersachsen, das es in
dieser Form bislang nicht gegeben hatte: Das Plenum der
Personalräte an niedersächsischen Gymnasien, kurz PPNG.
Auf dem ersten Treffen wurde die von Politik und Medien
 fälschlicherweise als „Boykott“ bezeichnete Aussetzung von
freiwilligen Leistungen wie Klassenfahrten beschlossen. Dies
geschah vor dem Hintergrund der von der rot-grünen Lan-
desregierung beschlossenen Erhöhung der Unterrichtsver-
pflichtung und weitgehenden Streichung von Altersermäßi-
gungen: Dies sollte laut Ministerin Heiligenstadt ja keine
„Arbeitszeiterhöhung“ sein, weshalb sich die Lehrkräfte ihre
Arbeitszeit anders zu organisieren hätten. Dieser Forderung

entsprach also das PPNG mit den Beschlüssen seiner ersten
Tagung, es sprach keineswegs einen „Klassenfahrten-Boy-
kott“ aus. Dazu ist ein solches Gremium rein rechtlich auch
gar nicht in der Lage, denn letztlich ist es die freie Entschei-
dung jeder einzelnen Lehrkraft, auf freiwillige Leistungen
wie eben Klassen- und Kursfahrten zu verzichten.

Zweites PPNG-Treffen wendet sich auch gegen
 Schulgesetznovelle
Nun gab es ein zweites Treffen des PPNG, das angesichts der
unverändert bestehenden Erhöhung der Unterrichtsver-
pflichtung und auch aufgrund der Schulgesetznovelle wohl
wichtiger denn je gewesen sein dürfte. Zu diesem zweiten
landesweiten Treffen der Personalräte an niedersächsischen
Gymnasien erschienen aus allen Landesteilen weit über 
200 Vertreter der Lehrkräfte an der Käthe-Kollwitz-Schule in
Hannover, um dem Unmut einer ganzen Berufsgruppe über
die Schulpolitik der Landesregierung Luft zu machen.

Im Rahmen einer Podiumsdiskussion diskutierten Eltern- und Lehrervertreter mit Bildungspolitikern aus den Landtagsfraktionen

Plenum der Personalräte an niedersächsischen Gymnasien am 13.03.2015
Kritik der Personalräte an der Schulpolitik in Nieder -
sachsen nachdrücklich fortgesetzt    Von Dr. Katja Sommer und Cord Wilhelm Kiel

     3     werden „Entlastungen“ für Gymnasiallehrkräfte ange-
führt, die für alle Schulformen gelten,

     3     werden „Entlastungen“ angeführt, die in der Praxis
nur anderen Schulformen zu Gute kommen (Entlas -
tung der Schulleitungen kleiner Ganztagsschulen,
Schulsozialarbeiter).

Verzögerung des Verfahrens durch Ankündigung einer
Klage der Direktorenvereinigung nicht ausgeschlossen
Nach einem nun inzwischen siebenmonatigen rechtlichen
Austausch beabsichtigte das Oberverwaltungsgericht Lüne-
burg, Anfang Juni eine mündliche Verhandlung durchzu-
führen. Zwischenzeitlich hat jedoch die GEW ebenfalls einen
Normenkontrollantrag gegen die Arbeitszeiterhöhung ein-
gelegt, und auch die Direktorenvereinigung kündigte Anfang
März einen solchen Antrag an, so dass nach unseren Infor-
mationen aus Lüneburg inzwischen das Oberverwaltungsge-

richt von dem beabsichtigten Termin evtl. abrücken möchte –
eine wenig hilfreiche Perspektive für eine rechtzeitige Ent-
scheidung des Gerichtes vor Schuljahresbeginn 2015/16.

Denn die Verfahren, die denselben Antragsgegenstand
haben, nämlich die Arbeitszeitverordnung insoweit wegen
Verstoßes gegen höherrangiges Recht für ungültig erklären
zu lassen, werden durch den zuständigen Senat gemeinsam
verhandelt. Da der Normenkontrollantrag der Direktorenver-
einigung jedoch (zum Zeitpunkt des Beitrages) noch nicht
bei Gericht eingereicht wurde, und wir daher nicht sagen
können, welchen konkreten Antragsgegenstand die Direkto-
ren verfolgen, ist zumindest nicht auszuschließen, dass der
beabsichtigte Termin zur mündlichen Verhandlung im Juni
nicht gehalten werden kann, so dass eine weitere Prozessver-
zögerung leider nicht auszuschließen ist, was mehr als
bedauerlich ist.
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Entgegen den Prognosen der Regierung Weil, die auf ein bal-
diges Abflauen des Protestes gehofft hatte, geben die Lehrer
nicht klein bei, sondern formulieren lautstark und geschlos-
sen ihre Kritik und ihre Forderungen. Die Kultusministerin
wiederholt gebetsmühlenartig die haltlose Behauptung, die
Erhöhung der Arbeitszeit sei angemessen und vertretbar –
sie lehnt aber starrsinnig eine seriöse Studie zur Erfassung
der tatsächlichen Lehrerarbeitszeit ab. Daran ändert auch
das (Pseudo-)Entlastungspaket der Kultusministerin nichts –

es lässt sich mühelos als reine Augenwischerei entlarven.
Darüber hinaus zieht die Kultusministerin immer wieder den
unseriösen Vergleich mit anderen Schulformen und den
Bedingungen in anderen Bundesländern und erhebt den
moralischen Zeigefinger gegen die Lehrer, die angeblich ihre
pädagogischen Pflichten nicht erfüllten.

Ging es beim ersten landesweiten PPNG-Treffen 2013 noch
nahezu ausschließlich um die beiden Hauptpunkte „einseitige
Erhöhung der Unterrichtsverpflichtung für Gymnasiallehrer“
und „wortbrüchige Streichung der Altersermäßigung“, so hat
sich die Kritik der Personalräte inzwischen auf die Novellie-
rung des Schulgesetzes ausgedehnt. Dieser Entwurf zielt –
entgegen allen Beteuerungen aus dem Kultusministerium –
eindeutig auf die Schwächung der Schulform Gymnasium.

So wurde nach mehrstündigen Beratungen und Diskussio-
nen eine entsprechende Resolution verabschiedet, die die
Kritik und die Forderungen der Lehrer bündelt. Das Signal,
das das zweite landesweite Personalrätetreffen dazu aus-
sendet, lautet unmissverständlich: „Wir Gymnasiallehrer in
Niedersachsen ziehen weiterhin an einem Strang. Wir lassen
uns nicht mit billigen Versprechungen abspeisen. Wir kämp-
fen weiterhin für gute Arbeitsbedingungen und ein gutes
Gymnasium.“

SPD-Politze kneift erneut vor Podiumsdiskussion
Auch die Eltern haben ihre volle Solidarität mit den genann-
ten Widerstandsmaßnahmen verkündet (Verband der
Elternräte an Gymnasien). Und es ist schon sehr bezeich-
nend, dass der eigentliche bildungspolitische Sprecher der
SPD, Politze, sich – wie schon in Goslar! – nicht traut, zu einer
solchen Veranstaltung zu kommen, sondern die Hauptregie-
rungsfraktion einen fast 70jährigen Politiker aufs Podium
schickt, der nur noch an das Mitleid des Publikums zu appel-
lieren vermag, dass er, obwohl seiner Ansicht nach alle Leh-
rer zu stark belastet seien, in einer Situation von nur einer
Stimme Mehrheit nichts anderes tun könne, als aus Machter-
haltungsgründen für jede Regierungsvorlage zu stimmen…

Nach dem Motto „Angriff ist die beste Verteidigung" versuch-
ten Vertreter der Regierungsfraktionen das Argument zu ver-
treten, dass Lehrkräfte den Schülern die Klassenfahrten ver-
weigerten und damit einen Konflikt mit der Regierung auf
dem Rücken der Schüler austrügen, aber diese müden Ablen-
kungsmanöver verfangen schon lange nicht mehr. Schließlich
hat die Kultusministerin selbst die Arbeitszeiterhöhung als
eine Verlagerung von außerunterrichtlichen Aktivitäten zu
mehr Unterricht verkauft, ohne zu definieren, welche außer-
unterrichtlichen Aktivitäten denn reduziert werden sollen.
(Auf eine dementsprechende Rückfrage einer Kollegin im
Rahmen einer Diskussion auf der Didacta reagierte Ministerin
Heiligenstadt übrigens geradezu unverschämt, als sie sinn-
gemäß meinte, wer nicht in der Lage sei, seine Arbeit als Leh-
rer oder Lehrerin innerhalb einer Wochenarbeitszeit von 40
Stunden leisten zu können, sei schlichtweg nicht fähig, als
Lehrkraft zu arbeiten und habe damit seinen Beruf verfehlt.)

Interessant wurden die Antworten, als der Moderator darauf
zu sprechen kam, dass angesichts des Gesamtvolumens des
Haushaltes doch noch nicht einmal die Begründung mit fis-
kalischen Sachzwängen einleuchtend sei für die Mehrarbeits -
entscheidung für Gymnasiallehrer, dass es also schlicht um
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Grünes Feindbild Gymnasium: 
„An den Gymnasien rotten sich
Unternehmerkinder zusammen“
Wenn der bildungspolitische Sprecher der Grünen, Heinrich
Scholing, in der breiten Öffentlichkeit über das rot-grüne
Schulgesetz spricht, betont er stets, dass die Gymnasien
keineswegs gefährdet seien, vielmehr einen wichtigen
Faktor in der Bildungslandschaft darstellten.
Sind die Grünen unter sich, lassen sie allerdings die Maske
einer gemäßigten Haltung fallen. So geschehen jetzt wie-
der auf einer Kreismitgliederversammlung der Partei in
Hameln, als dort über die eigene Position zur Schulent-
wicklung diskutiert wurde. Über den dortigen Auftritt von
Anja Piel – nicht irgendwer, sondern Fraktionsvorsitzende
der Grünen im Landtag – berichtet die Deister-Weser-
 Zeitung vom 14.3. folgendes:

Anja Piel…ließ es während der Mitgliederversammlung der
Grünen… nicht an klaren Worten fehlen, als es um die
Zukunft der Schulentwicklung im Landkreis und insbeson-
dere um die der integrierten Gesamtschulen ging. „Eltern
mit hohem Einkommen wollen ihre Kinder immer noch von
den Schmuddelkindern fernhalten.“ Kinder aus einkom-
mensschwachen Familien müssten die gleichen Bildungs -
chancen erhalten wie die Unternehmerkinder, „die sich jetzt
an den Gymnasien zusammenrotten.“ Und Rainer Sagawe,
streitbarer Hamelner Ratsherr der Grünen, setzte mit der
Behauptung vom „Klassenkampf um die Bildung“ noch eins
drauf…

Aus solchen unsäglichen Äußerungen sprechen Hass,
ideologische Verblendung und Realitätsverleugnung. Wer
so redet, will nur eines: die Zerschlagung aller Gymnasien.
Programmatisch haben sich die Grünen schon immer
deutlich für die Zwangs-Gesamtschule für alle ausgespro-
chen. Wer sich über die schulpolitische Ausrichtung der
Grünen jetzt noch Illusionen macht, dem ist nicht zu hel-
fen. Zahlreiche Eltern und Lehrkräfte aus Hameln haben
sich gegen die Hetze der grünen Fraktionsvorsitzenden in
Leserbriefen zur Wehr gesetzt. Wir alle sind aufgerufen,
solchen Beleidigungen und Lügen überall in aller Ent-
schiedenheit entgegen zutreten. Die Presse erklärung des
Philologenverbandes  Niedersachsen fand dazu klare
Worte: „Solche ebenso  grotesk unwahren wie verleumde-
rischen Äußerungen sind von Hass gegen die in der Bevöl-
kerung beliebte und erfolgreiche Schulform Gymnasium
geprägt. Wer das Gymnasium als die Schule für Kinder
 reicher Eltern wahrnimmt oder als Schule für Unterneh-
merkinder beschimpft, hat jeden Bezug zur Realität der
heutigen Schule verloren. Da paart sich pure Ideologie mit
totaler  Faktenignoranz.“
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etwas politisch Gewolltes gehe: ob es also nicht einfach nur
darum gegangen sei, Gymnasiallehrer und Gesamtschulleh-
rer gleichzustellen? Dies passe auch zu den Beschlüssen in
den Parteiprogrammen und im Koalitionsvertrag der Landes-
regierung, wo ja überall eindeutig das Ziel der Einheitsschule
verkündet werde. Hier wanden sich die Vertreter der Regie-
rungsfraktionen. Als ihnen dann aber aus dem Publikum
noch Zitate eigener Äußerungen vorgetragen wurden, gaben
sie offen zu, dass ihr Ziel und ihre Wunschvorstellung für die
Bildungsstruktur in der Tat ein integratives Modell für alle
sei, dass sie aber aus den Erfahrungen in Hamburg gelernt
hätten, dass man das in Deutschland nicht offen vertreten
könne, weil es einen sonst die Macht koste.

Daher müsse man eben (pro forma) ein Zwei-Säulen-Modell
vertreten. Der Begriff taucht in den verschriftlichten Pro-
grammen der Regierungsparteien nicht auf, sondern ist dem
CDU-Programm entlehnt, bedeutet dort aber etwas völlig
anderes, wie Kai Seefried deutlich machte: Das Zwei-Säulen-
Modell der CDU unterscheidet zwei grundsätzlich verschie-
dene Bildungsgänge, nämlich den akademischen, auf ein
Studium vorbereitenden des Gymnasiums und den auf ver-
schiedene Stufen des berufsbildenden Weges vorbereiten-
den von Haupt- und Realschulen, der dort, wo der demogra-
phische Wandel dies nahe legt, organisatorisch in der Einheit
der Oberschule zusammengefasst wurde.

Prinzipiell kann die Einheitsschule keine anderen Schulfor-
men neben sich dulden, da sie für alle gleichermaßen da
sein will, unabhängig von ihren Interessen und ihrer Leis -
tungsfähigkeit. Demnach sollen die geplanten Änderungen
im Schulgesetz dazu beitragen, zunächst zwar noch ein
deklaratorisches Zwei-Säulen-Modell bestehen zu lassen,
indem die eine Schule die Aufschrift „Gymnasium“, die
andere die Aufschrift „IGS“ trägt, aber die substantiellen
Unterschiede zwischen beiden abzubauen, so dass beide de
facto zur Einheitsschule werden.

Daher das Ziel, die eigenständige Gymnasiallehrerausbil-
dung in Bälde abzuschaffen, und daher jetzt in der Schulge-
setznovelle die Abschaffung der Grundschulempfehlung, die

ja, da sie nicht bindend ist, keine anderslautende Elternent-
scheidung verhindert, sondern nur Orientierung gibt und
Ermunterung für Eltern aus bildungsferneren Schichten oder
mit Migrationshintergrund ist, ihre Kinder auf ein Gymnasi-
um zu schicken. Obgleich dies also eher zur Verstärkung der
sozialen Entmischung beitragen dürfte, soll die Grundschul-
empfehlung nur deshalb abgeschafft werden, weil sie die
Grundlage für die Entscheidung nach Jahrgang 6 darstellt,
Schülerinnen und Schüler vor Überforderung zu schützen
und ihrer Leistungsfähigkeit entsprechend auf eine andere
Schulform zu schicken. Dies wirkt natürlich der Umwand-
lung der Gymnasien in Einheitsschulen entgegen und soll
daher beseitigt werden.

Genauso verhält es sich mit der Setzung der IGS als ersetzen -
der Schulform. 75 Minuten Fahrtzeit zuzüglich Wartezeiten
sind, wie Elternvertreterin Petra Wiedenroth im Rahmen der
Podiumsdiskussion ausführte, doch nicht mehr als realisti-
sches Vorhandensein einer freien Schulformwahl anzuse-
hen! Wenn jetzt also Schulträger Gymnasien schließen, wird
das doch auch dazu führen, dass eher die Eltern aus bil-
dungsferneren Schichten ihren Kindern diese Fahrtzeiten
nicht zumuten und sie auf die nächste IGS schicken.

Verstärkt wird dieser Effekt noch dadurch, dass für besonde-
re Profilangebote keine Fahrtkosten mehr erstattet werden
sollen. Über die Möglichkeit, nach Neigung und Interessen
besondere Profile anzuwählen, entscheidet dann der Geld-
beutel der Eltern. Dadurch werden manche Schulen ihre Pro-
filangebote nicht aufrechterhalten können, die Vielfalt wird
abgebaut und man ist der Einheitsschule für alle wieder
einen Schritt näher. Um das zu erreichen, werden für die
Schulträger hier eindeutig finanzielle Anreize gesetzt, mit
einer lokalen IGS alle Schulformwünsche zu erfüllen. Wenn
dann eine Ausdünnung der Gymnasien erfolgt sein wird,
braucht man nur bei der nächsten Überarbeitung des NSchG
die Bestandsgarantie für Gymnasien völlig zu streichen –
und der Domino-Effekt setzt sich fort.

Dem sollte man versuchen, Einhalt zu gebieten, was der
 Philologenverband auch weiterhin tun wird.
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Herr Dr. Rümelin, Sie sind seit November 2013 einer der
 Sprecher und Initiatoren des „PPNG“. Was verbirgt sich hinter
der Abkürzung, und was ist die Aufgabe dieses Gremiums?

Dr. Rümelin: Das PPNG ist das Plenum der Schulpersonalräte
der niedersächsischen Gymnasien. Wie hoch das Maß der
Entrüstung gegenüber der einseitigen Verschärfung der
Arbeitsbedingungen an den Gymnasien war und ist, lässt
sich daran ablesen, dass erstmals in der Geschichte Nieder-
sachsens 2013 mehr als 300 Personalräte zu einem PPNG
zusammentraten – einem freiwilligen Zusammenschluss,
den das Personalvertretungsgesetz bisher gar nicht in Er -
wägung gezogen hat. Insofern dient das Plenum sowohl der
inhaltlichen Diskussion und Positionsbestimmung zu per -
sonalpolitisch relevanten Fragen wie auch der Artikulation
unserer Interessen gegenüber den politischen Entschei-
dungsträgern, den Verbänden und der Öffentlichkeit. Im
 landesweiten Plenum fließen damit die Ergebnisse der
innerschulisch, kommunal und regional vorbereiteten Mei-
nungsbildung zusammen. Die Koordination liegt in den Hän-
den von gewählten Sprechergruppen, deren Zuständigkeit
sich an der früheren Bezirkseinteilung des Landes orientiert.

Wie sind Sie als Personalrat Ihrer Schule in die Rolle des
Initiators des PPNG gekommen?

Eine solche Initiative entsteht nicht aus dem Nichts und wird
immer von vielen Beteiligten getragen. Wir konnten an ört -
liche Zusammenschlüsse der Schulpersonalräte anknüpfen,
wie sie in den größeren Städten des Landes bereits seit lan-
gem bestehen. Dass die von Hannover ausgehende Initiative
landesweit schnell aufgegriffen wurde und zu Kontakten
führte, die es so flächendeckend und intensiv bisher nicht
gab, zeigt, wie notwendig dieser Anstoß war. Bei der Verwirk-
lichung unserer Idee konnten wir uns auf eine Gruppe sehr
engagierter hannoverscher Kolleginnen und Kollegen ver -
lassen, die die inhaltliche und organisatorische Planungs -
arbeit geleistet hat.

Was ist in der Zwischenzeit seit 2013 passiert?

Unseren Forderungen, im Kern die Rücknahme der unge-
rechtfertigten Erhöhung der Unterrichtsverpflichtung an
den niedersächsischen Gymnasien sowie die Umsetzung der

zugesagten Altersermäßigung, haben wir immer wieder
Nachdruck verliehen. Und zwar in Aktionen ganz unter-
schiedlicher Art, die landesweit von den regionalen und ört-
lichen Initiativen getragen wurden. Der Bogen spannte sich
von zahllosen Gesprächen mit einzelnen Abgeordneten,
Eltern- und Schülervertretern, über Demonstrationen, Podi-
umsdiskussionen und offene Briefe bis zu Flashmobs, flan-
kierenden facebook-Gruppen und Postkartenaktionen. Wir
haben gut funktionierende kommunale, regionale und lan-
desweite Kommunikationsnetze aufgebaut, deren Bezirks-
sprecher und Regionalgruppen sich regelmäßig treffen und
den Kontakt zur Presse und den schulpolitischen Gremien
der Verbände und Parteien halten. Entgegen aller anders
lautenden Pressemitteilungen gibt es seit fast zwei Jahren
jedoch keine Bewegung auf der Seite der Regierungsfrak -
tionen und des Kultusministeriums.

Im März 2015 gab es nun das nächste große Treffen des
PPNG, sozusagen die zweite „Vollversammlung“. Was ist auf
dieser Veranstaltung passiert, welche Beschlüsse wurden
getroffen?

Neben den Neuwahlen der Bezirkssprecher konnte zunächst
mit einer einstimmig verabschiedeten Resolution deutlich
gemacht werden, dass sich die Interessen der Gymnasial-
lehrkräfte nicht auseinanderdividieren lassen und keine Ero-
sion des Widerstands zu erwarten ist, dieser vielmehr, wenn
nötig, bis zum Ende der Legislaturperiode fortgesetzt wird.
Festgestellt wurde unter anderem, dass das so genannte
10�Punkte-„Entlastungspaket“ an den Gymnasien in keinem
einzigen Punkt zu einer Entlastung führe, sondern eine
populistische Desinformation der Öffentlichkeit sei. Auch die
Rückkehr zu G9 entlaste zwar die Schülerinnen und Schüler,
bedeute für die Lehrkräfte am Gymnasium jedoch keine Ent-,
sondern eine erneute Belastung. Die daraus abgeleiteten
Forderungen, die an die Landesregierung und die sie tragen-
den Landtagsfraktionen gerichtet wurden, konzentrieren
sich neben der Rücknahme der Arbeitszeitverschärfungen
auf eine unabhängige wissenschaftliche Untersuchung der
Arbeitszeit von Lehrkräften an allen Schulformen, besonders
aber des Gymnasiums, und die Gewährung einer angemes-
senen Anrechnung für die gestiegenen pädagogischen und
Verwaltungsaufgaben. Erstmals waren als Gäste auch Perso-
nalratsvertreter der Studienseminare eingeladen, die das
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„Seit fast zwei Jahren keine Bewegung auf der Seite der
Regierungsfraktionen und des Kultusministeriums!“

Interview mit Dr. Hansjörg Rümelin, Sprecher des PPNG

Angesichts des neuerlichen Treffens des PPNG, das auch in der Presse ein großes Medienecho fand, sprach Cord Wilhelm Kiel
für „Gymnasium in Niedersachsen“ mit einem der Gründer und Sprecher dieses Gremiums, Dr. Hansjörg Rümelin von der
 Bismarckschule Hannover. Hansjörg Rümelin, promovierter Ingenieur und als Fachberater für das Fach Kunst tätig, ist an der
Bismarckschule Hannover Mitglied des Personalrats. 



D
as aktuelle In

terview

Plenum als Initialzündung verstanden, um die Zusammenar-
beit unter den Seminaren zu verstärken. Wie wichtig die in
der Resolution formulierte Forderung nach Sicherung einer
kontinuierlich hohen Unterrichtsqualität an den Gymnasien
und der damit verbundene Appel, junge Nachwuchslehrkräf-
te einzustellen, war, zeigte sich bereits in den dramatischen
Zahlen der jüngsten Einstellungsstatistik.

Was kann ein Gremium wie das PPNG bewirken – wie
 realistisch ist es, dass Ihre Forderungen gehört oder erfüllt
werden?

Das Plenum hat mehrere Adressaten. Zum einen sind es die
Kollegien, denen durch die Personalratsvertreter vermittelt
wird, dass sie nicht isoliert möglichem Druck von außen und
innen gegenüber stehen. Gleichzeitig gibt es den Schulper-
sonalräten deutlichen Rückhalt. Andererseits darf man die
Möglichkeiten eines informellen Gremiums gegenüber den
politischen Entscheidungsträgern und der veröffentlichten
Meinung weder über- noch unterschätzen. Mit Spannung
blicken deshalb nicht nur wir auf den Ausgang der anhängi-
gen drei Normenkontrollklagen.

Wie groß ist die Reichweite des PPNG, wie viele der nieder-
sächsischen Gymnasien und Gesamtschulen sind mit dabei?

Wie bereits im November 2013 so war auch im März 2015
 wieder die absolute Mehrheit der Gymnasien durch Ihre
 Personalrätinnen und Personalräte vertreten. Der Grad der
Mobilisierung ist also ungebrochen hoch. Zur Teilnahme ein-
geladen sind alle Personalvertreter der niedersächsischen
Gymnasien, als Gäste Vertreter der Studienseminare und der
kooperativen Gesamtschulen. In Hannover haben wir im ver-
gangenen Jahr auf kommunaler Ebene zudem die Personal -
räte der Gesamtschulen zu einem Meinungsaustausch ein -

geladen. Hier gab es keinerlei Reaktion. Dies ist bedauerlich,
nicht zuletzt, da wir es an den Gymnasien geschafft haben,
bei allen Gegensätzen in einzelnen Positionen, verbandsüber-
greifend und natürlich auch mit den nicht organisierten Kol-
legen pragmatisch und zielorientiert zusammenzuwirken.

Wie ist der aktuelle Stand der Aussetzung der Klassen- und
Kursfahrten? Wie viele Schulen beteiligen sich?

Die letzte, unlängst von den Medien durchgeführte Erhe-
bung entspricht etwa dem von uns 2013/14 ermittelten
Stand, wonach etwa zwei Drittel der niedersächsischen
Gymnasien ihr Fahrtenprogramm eingeschränkt haben.
Dabei ist zu betonen, dass die Lehrkräfte unter verantwor-
tungsvoller Berücksichtigung der jeweiligen Situation ihrer
Schulen handeln. So sind an praktisch keinem Gymnasium
sämtliche Fahrten ausgesetzt, auch finden Fahrten in schul -
eigene Landheime und Auslands-Austausche weiter statt,
um bestehende Strukturen zu erhalten. Bedauerlich ist, dass
die Auseinandersetzung medial meist auf diesen so genann-
ten „Klassenfahrtenboykott“ verkürzt wird, der begrifflich
schon deshalb unzutreffend ist, weil man freiwillige Leistun-
gen nicht boykottieren kann.

Neben der Arbeitszeiterhöhung ist die Schulgesetznovelle
der zweite große „Aufreger“ in der aktuellen Schulpolitik.
Wie beurteilen Sie diesen Gesetzentwurf, was kann das
PPNG dagegen tun – will es dagegen angehen?

Der niedersächsische Philologenverband hat sich ausführlich
zu der Novelle geäußert, deren Beurteilung zwischen den
Verbänden strittig ist. Die Forderung des Plenums der Perso-
nalräte der niedersächsischen Gymnasien lautet einhellig,
den Gymnasien nicht nur eine unverbindliche, sondern eine
echte Bestandsgarantie zu geben. Die Regierungsfraktionen
haben hier also ein gravierendes Glaubwürdigkeitsproblem,
das sie bisher nicht auflösen konnten und das Einlassungen
wie von der Fraktionsführerin der Grünen, Anja Piel, nur
noch mehr verstärken.

Wie beurteilen Sie das kürzlich zugesagte Entgegen -
kommen des MK bezüglich der Kostenerstattung bei
 Klassenfahrten?

Personalräte erwarten echtes Entgegenkommen und keine
Ablenkungsmanöver! Ein Zusammenhang zwischen den
angekündigten, längst überfälligen Neuregelungen für die
Kostenerstattung bei Schulfahrten und der gegenwärtigen
Einschränkung dieser Fahrten an etwa 75 Prozent der Gym-
nasien und kooperativen Gesamtschulen des Landes besteht
nicht. Ursächlich für das Aussetzen freiwilliger Leistungen
der Lehrkräfte sind vielmehr die willkürlichen und wort-
brüchigen Maßnahmen der rot-grünen Landesregierung zur
Arbeitszeitverschärfung insbesondere an den niedersächsi-
schen Gymnasien. Dies ist sattsam bekannt. Der Versuch der
Minis terin hiervon abzulenken, kann nicht verfangen.
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Gemeinschaftsschule von der Urzeugung bis zur Gegenwart
Ein persönlicher Erfahrungsbericht Von Wolfgang Steinbrecht

Schul- und Bildungspolitik

Wenn man ein höheres Alter erreicht, verändert sich das Bild
der Vergangenheit. Man erkennt in ihr wiederkehrende
Muster. Jede neue heranwachsende Generation stellt die
elterlichen Traditionen auf den Prüfstand, paßt sie ihren
Bedürfnissen an und wächst trotzdem in sie hinein. Manches
dabei Verschüttete wird neu entdeckt und als neue Erkennt-
nis gepriesen. Die ältere Generation schaut dann zu und sagt
sich: „Das wußten wir schon lange.“ Das ist der friedliche
Verlauf der Dinge. Es gibt daneben radikale Umbrüche, die
die Gesellschaft aus den Angeln zu heben scheinen. Für die
Zeitgenossen kommen sie in der Regel überraschend. Je älter
man wird, desto mehr durchschaut man, daß sie einen län-
geren Vorlauf hatten. Nichts kommt aus dem Nichts. Was
allerdings die Heftigkeit der Eruption betrifft, so ist diese für
niemanden voraussehbar. Ich muß gestehen, daß ich zur Zeit
vieles erlebe, das mich umhaut. Die niedersächsische Bil-
dungspolitik gehört dazu.

Ich werde also berichten. Ich tue das, meine Pensionierungs-
zeit eingerechnet, aus der Sicht von sechzig Jahren Berufser-
fahrung als Gymnasiallehrer. Aber ich greife noch ein wenig
tiefer in die Vergangenheit. Die Zufälligkeit, daß ich ab 1946,
nach meiner Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft, einige
Jahre in Magdeburg verbrachte, verschaffte mir zusätzlich
einen frühen Einblick in die Schulentwicklung unter einer
kommunistischen Obrigkeit. Auch hierin ist ein langfristiges
Muster erkennbar. Linkes Denken in der Bundesrepublik
Deutschland hat uns seitdem all die Jahrzehnte begleitet
und das Geschehen mitbestimmt

Aber zurück zur Vergangenheit. Die Urzeugung der deut-
schen Gemeinschaftsschule fand in der sowjetischen Besat-
zungszone statt. Mein Berufswunsch Gymnasiallehrer stand
um diese Zeit fest, und so besuchte ich alle öffentlich
zugänglichen Lehrerversammlungen, von denen ich hörte.
Anfangs ließ man noch Redefreiheit zu. Diktaturen unseres
Kulturkreises beginnen nicht gleich mit der Liquidierung der
Unbotmäßigen. Zunächst versuchen die Machthaber, rele-
vante Berufsgruppen umzupolen. In den Versammlungen
gab es unter den Lehrern wortmächtige Redner, die den
Machthabern Paroli boten. Aber die Umpolung vollzog sich
in Riesenschritten. Eine neue Lehrergeneration wurde aus
dem Boden gestampft, die „Volkslehrer“. Die letzten bürger -
lichen Führungskräfte enthob man unter entwürdigenden
Umständen ihrer Ämter. Nach knapp einem halben Jahr-
zehnt war die Gemeinschaftsschule verwirklicht. Ich habe
dort, durch die Umstände gezwungen, ein halbes Jahr als
„Volkslehrer“ gearbeitet – in Klassen mit fünfzig Schülern
und auf einem unvorstellbar niedrigen Niveau. In meinem
Buch „Kindheit und Jugend in drei deutschen Staaten – Und
dazwischen ein Weltkrieg“ (Verlagshaus Schlosser) habe ich
das ausführlicher beschrieben.

Wozu man die sozialistische Gemeinschaftsschule brauchte,
hat Margot Honecker später so formuliert: „Wir wollen einen
Menschen erziehen, der ein Kollektivmensch unserer Zeit ist,
der weit mehr für das gesellschaftliche Leben als für seine
persönlichen Interessen lebt.“ Ein führender DDR-Soziologe
drückte es nach dem Mauerfall noch schärfer aus. Das Bil-
dungssystem der DDR, sagte er, habe die Aufgabe gehabt,
„völlig systemhörige Arbeitsbienen zu züchten“. Heute lebt
der Gedanke in einer der Demokratie angepaßten Form wei-
ter: Die Menschen sind beliebig formbar, die Schule soll sie
als „Humankapital“ beruflich verwendbar machen. Als steu-
ernde Kräfte im Hintergrund wirken die OECD und Bertels-
mann. Aber auch sozialistische Gleichheitsideen sind nach
wie vor virulent. Familienbedingte und genetische Startvor-
teile darf es nicht geben, Eliten sind suspekt, was nicht alle
können, darf keiner können.

Der Schritt in die Freiheit
Der Start meiner Schulkarriere in Hannover ab 1955 war
ebenfalls kein Zuckerschlecken. Die Zerstörung der Stadt
schloß den Großteil der Schulgebäude ein, der Wiederaufbau
fing gerade erst an. An meiner Ausbildungsschule, der unzer-
störten Lutherschule, wurden die Klassen im Schichtunter-
richt mit wöchentlichem Wechsel zwischen vormittags und
nachmittags durchgeschleust. Dem entsprachen die Wohn-
verhältnisse, die materielle Vergütung war dürftig. Nach
meinem zweiten Staatsexamen 1957 betrug mein Gehalt als
Studienassessor monatlich 750,- DM. Da drehte man jeden
Groschen um.

Und dennoch: Es war ein Erlebnis der Freiheit. Die Obrigkeit
hielt sich fern. In den ersten Jahren meiner Lehrertätigkeit
kannte ich weder die Namen noch die Parteizugehörigkeit
des jeweiligen Kultusministers. Das war uninteressant. Ideell
knüpften wir an die Zeit vor 1933 an. Aber genau genommen
gab es auch einen gymnasialen Strang von 1933 bis 1945, der
sich durch die Nazizeit erhalten hatte. Die Studienräte ab
1945 waren ja die gleichen wie davor, die gymnasialen Tradi-
tionen konnten in zwölf Jahren, von denen die Hälfte Kriegs-
jahre waren, nicht spurlos ausradiert werden. Die wichtig-
sten Prozesse der Regeneration erfolgten in den Lehrerzim-
mern. Auch schriftlich wurden wir nicht gegängelt. Die Richt-
linien waren überschaubar und ließen viele Freiräume. Die
ersten mir zugänglichen Richtlinien von 1951 für „Neuere
Sprachen an höheren Schulen“ umfaßten unter Abzug der
Leerseiten und Belanglosigkeiten 22 Seiten DIN A5 für Eng-
lisch und Französisch zusammen.

Unter diesen Vorgaben wuchs ich allmählich in die Grund -
regeln gymnasialer Arbeit hinein. Das bedeutete damals
Wissensvermittlung im lehrergeleiteten Unterricht, die ent-
deckendes Lernen nicht ausschloß. Der Lehrervortrag war



nicht tabu. Es bedeutete ferner, vielleicht noch wichtiger, die
Absicherung und Vernetzung des neuen Wissens in Übungs-
stunden. Auch die Absicherung durch Hausaufgaben spielte
eine wichtige Rolle. Das zweite Standbein neben der Wis-
sensvermittlung war Erziehung. Wolfgang Brezinka schrieb
einmal: „Indem wir unterrichten, erziehen wir.“ Der Unter-
richt unterlag traditionellen Spielregeln, die zu achten
waren. Ich schaute aufmerksam hin, worauf ältere Kollegen
Wert legten und wie sie es durchsetzten und vermittelten.
Wenn problematische Erziehungsfragen auftauchten, war es
üblich, den Fachunterricht zurückzustellen und diese Fragen
im Gespräch zu regeln.

Im Fachunterricht der modernen Fremdsprachen mußte ich
nun lernen, wie man all das in den unterschiedlichen Jahr-
gangsstufen verwirklicht. In der Lehrbuchphase stellten sich
die Übungsstunden nach der Einführung eines Textteils als
der didaktisch schwierigere Teil heraus. Das Studienseminar
hatte da wenig zu bieten. Wir glänzten üblicherweise mit
Neueinführungen, die „Stunde danach“ blieb ausgeklam-
mert. In der Wirklichkeit des selbständigen Unterrichts
kostete es mich viel Fantasie, die Übungsstunden ertragreich
und vor allem interessant zu gestalten und bei der Vernet-
zung des Wissens neue Aspekte hervortreten zu lassen.

Das vertrug sich mit ganz altmodischen Verfahren. Vokabeln
waren zweisprachig zu lernen, die Kenntnisse wurden abge-
fragt oder durch benotete Vokabeltests ermittelt. Im ersten
Lehrjahr schrieben meine Schüler als Hausaufgabe den
jeweils eingeführten neuen Lesetext handschriftlich ab und
wuchsen so in die unbekannte Rechtschreibung hinein. Am
Anfang der folgenden Stunde ging ich durch die Tischreihen,
markierte hier und da einen Schreibfehler und vermerkte in
einer Strichliste, wer die Hausaufgabe „vergessen“ hatte.
Nach dem dritten Vergessen benachrichtigte ich die Eltern.
Schule und Elternhaus kooperierten damals problemlos.

Der Fremdsprachenunterricht war anspruchsvoll, überwie-
gend einsprachig in der jeweiligen Fremdsprache. Wir vermit-
telten Sprachkompetenz, worunter wir etwas völlig anderes
verstanden als den „Kompetenz“-Unfug der jüngeren Vergan-

genheit. Kompetenz bedeutete hier die mündliche und schrift-
liche Verfügbarkeit über die Fremdsprache, die Fähigkeit,
literarische Texte lesen, diskutieren und resümieren zu kön-
nen, sich rechtschreibsicher zu vorgegebenen Themen schrift-
lich zu äußern und mündlich vorgetragene Texte nachzuer-
zählen – natürlich in den Grenzen, die jeglichem schulischen
Lernen innewohnen, aber mit den heutigen verdünnten
Ansprüchen nicht zu vergleichen. Fehler wurden geahndet.

Am Beispiel Fremdsprachenunterricht habe ich versucht,
gymnasiale Aspekte der damaligen Zeit auszuleuchten.
Grundsätzlich galt das für alle Fächer. Natürlich haben wir
jungen Kräfte versucht, unsere Fächer zu optimieren und
dabei methodisch eigene Wege zu beschreiten. Aber der
Grundkonsens wurde nie in Frage gestellt: Wissensvermitt-
lung, die mit Anstrengung und Anforderungen verbunden
war, gepaart mit einem Unterricht, bei dem die Schüler „mit-
gingen“. Anstrengend war das auch für die Lehrer. Der Baby-
boom wurde allmählich spürbar, die Klassen waren gut
gefüllt, die Heftstapel mit Korrekturen wollten abgearbeitet
sein. Ich habe nie die wöchentlichen Arbeitsstunden gezählt.
Entscheidend war das Gefühl der Freiheit. Der Erfolg meiner
Arbeit lag in meiner Hand. Niemand schaute mir auf die Fin-
ger. Die Rückmeldung, ob man erfolgreich war, bekam man
im Biotop des Lehrerzimmers und über den Schulleiter.

Erste Veränderungen
So vergingen einige Jahre – ich möchte sagen: der Unbefan-
genheit. Die Optimierung des Fachunterrichts erfüllte uns
ganz. Daß das gegliederte Schulwesen in Frage gestellt wer-
den könnte, war unvorstellbar. Das erste Warnzeichen lief
über die Presse. Wir nahmen es wahr, ohne ihm zunächst
Bedeutung zuzumessen. 1964 veröffentlichte der Pädagoge
und Religionsphilosoph Georg Picht in der Zeitschrift „Christ
und Welt“ eine Artikelserie, in der er in der Bundesrepublik
Deutschland eine Bildungskatastrophe beschwor. Ein Jahr
später stieß Ralf Dahrendorf mit seinem Buch „Bildung ist
Bürgerrecht“ in das gleiche Horn. Er sah durch zu geringe
 Bildung die bundesdeutsche Demokratie gefährdet. Diese
Initiativen mündeten 1970 in dem „Strukturplan für das Bil-
dungswesen“ des Deutschen Bildungsrats. Der Strukturplan
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Welche ist die richtige Schule „für unsere Zukunft“? Eine alleinige Zwangs-Einheits- oder Gemeinschaftsschule für alle sicherlich nicht
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sah eine Stufenschule vor und forderte für die Schulen
Durchlässigkeit, soziales Lernen, Differenzierung und Indivi-
dualisierung. Zur Erhöhung der Chancengleichheit sollte der
Vorschulbereich ausgebaut werden. Für die Grundschule (!)
wurden Wissenschaftsorientierung des Unterrichts, ent-
deckendes Lernen, kooperatives Arbeiten und problemlösen-
des Denken gefordert. Selbst die Inklusion war schon als
Fernziel erwähnt. Die Einschläge kamen näher.

Das Ereignis jedoch, das wir hautnah miterlebten, war die
Studentenrevolte von 1968. Es war zunächst eine Revolte
gegen die eigene Elterngeneration. Die Achtundsechziger
machten diese für die Nazizeit verantwortlich. Man müsse
das Band zu ihr zerschneiden, ein von der Vergangenheit
bereinigtes Deutschland sei das Ziel. Im Zuge dieser General -
abrechnung wurden auch sonstige Autoritäten sowie morali-
sche und institutionelle Zwänge entsorgt, bis hin zur totalen
sexuellen Freiheit.

Das hatte weitreichende Folgen für die Schulen. Plötzlich
hatten wir Schüler vor uns, die sich gegen pädagogische
Autorität auflehnten, die streikten und demonstrierten und
die vom „lehrerzentrierten Frontalunterricht“ mit Ekel in der
Stimme sprachen. Im Grunde waren viele von ihnen Mitläu-
fer, aber sie folgten dem Zeitgeist, und der war revolutionär.
Einmal war ich zu einer Vertretungsstunde eingeteilt. Als ich
den Klassenraum betrat, saßen dort vier Schüler. „Wo sind
die anderen?“ fragte ich. – „Auf dem Schulhof, die streiken.“
Ich ging auf den Hof und stellte die Streikenden zur Rede. Als
sie auf ihrem Streik beharrten, stieg die Wut in mir hoch. Ich
erinnerte mich an meine Militärzeit, der Unteroffizierston
war mir geläufig. „Ihr folgt mir jetzt,“ herrschte ich sie an.
Dann drehte ich mich um und ging, ohne mich umzusehen,
in den Klassenraum. Als wir dort vollzählig versammelt
waren, sprudelte eine fast halbstündige Standpauke aus mir
heraus. Schließlich sah ich ein paar vorsichtig erhobene
Hände, und wir kamen am Schluß der Stunde noch ins
Gespräch. Als wir den Klassenraum verließen, sagten die
Schüler: „Das hat sich gelohnt.“ Natürlich endete nicht alles
so harmonisch, es gab Rädelsführer und Unbelehrbare.

Außerdem war der Zeitgeist auch in die Lehrerzimmer und
in die Studienseminare eingedrungen. Die Achtundsechziger
wurden zum Markenzeichen.

Als der Aufruhr abebbte, war nichts mehr so wie vorher. Der
Linksruck in der Bundesrepublik war unübersehbar. Von
Bonn aus wurden wir von 1969 bis 1982 sozialliberal regiert,
bis 1974 unter Willy Brandt, danach unter Helmut Schmidt.
In Niedersachsen hatten wir ziemlich nahtlos bis 1976, bis
zur Regierung Albrecht, SPD-Ministerpräsidenten. Besonders
in Erinnerung ist den Zeitgenossen Peter von Oertzen (SPD),
der in den entscheidenden Jahren von 1970 bis 1974 dem Kul-
tusministerium vorstand. 1970 wurde auch der „Strukturplan
für das Bildungswesen“ wirksam. Das war nicht nur ein
Stück Papier. Die Regierungen in Bonn und Hannover setzten
ihn beharrlich um. Helmut Schmidt machte riesige Summen
locker, die in Bildungskommissionen verbraten wurden. Eine
der Folgen für die Gymnasien war 1972 die Umpolung auf
die „Reformierte Oberstufe“. Das löste Entsetzen aus. Wir
sprachen von der „Deformierten Oberstufe“. Wie können die
nur? Einfach nur so, über Nacht? Natürlich waren wir vorge-
warnt. Unsere Postfächer quollen vor Propagandamaterial
über. Aber das wanderte in die Papierkörbe. Bis die Wirklich-
keit über uns kam. Die Detailplanungen des neuen Kurs sys -
tems zogen sich über die siebziger Jahre hin, wobei viel
 linkes Gedankengut zu Papier gebracht wurde. Es war ein
Jahrzehnt der dauerhaften Unruhe.

Der Zeitgeist kommt in die Lehrerzimmer
Zu den Markenzeichen der siebziger Jahre zählte die Verän-
derung in den Kollegien. Wir zogen nicht mehr unisono am
gleichen Strang. Zu den traditionell gepolten Gymnasial -
lehrern kamen jetzt GEW-Kollegen, die versuchten, das Gym-
nasium von innen umzukrempeln. Die Konferenzen wurden
zum Ort ideologischer Auseinandersetzungen. Die Sitzord-
nung in den Lehrerzimmern war nach Lagern getrennt. Beim
frühmorgendlichen Begrüßen hielten wir die Regeln der
 Höflichkeit mit einer gewissen Mühe ein. Die GEW-Kollegen
trugen Modethemen von außen in die Schule. Da war zum
Beispiel das Waldsterben. „Erst stirbt der Wald, dann stirbt

Bundesweiter Streik der Universitäten und Fachhochschulen 1976/77 in Westdeutschland und Berlin. Veranstaltung im Audimax der Techni-
schen Universität Berlin (TU) am 11.01.1977. Die Studentenrevolte der „Achtundsechziger“ brachte damals auch viel Unruhe in die Klassen- und
Lehrerzimmer
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der Mensch,“ sagte, mit Pathos in der Stimme, ein GEW-
 Kollege auf einer extra anberaumten Konferenz. Ein Projekt-
tag führte uns in ein Waldstück, wo wir senkrecht stehende
Bäume von schiefen unterschieden und in den Kronen die
Blätter zählten.

Kurz vor meiner Pensionierung erlebte ich noch den ersten
Golfkrieg mit (Befreiung Kuwaits von der irakischen Erobe-
rung). Die Schule verwandelte sich in ein Friedenslager. Wie-
der fiel Unterricht aus. Die Schüler saßen in kleinen Kreisen
und diskutierten die Ängste, die ihnen GEW-Lehrer eingere-
det hatten. Das Gebäude war mit Friedensfahnen und
weißen Bettlaken geschmückt. In der Eingangshalle verkün-
dete ein ringsum laufendes Spruchband: „Stell dir vor, es
kommt Krieg, und keiner geht hin.“ Im Rückblick ist es ganz
interessant zu zitieren, was Bertolt Brecht wirklich gesagt
hatte: „Stell dir vor, es kommt Krieg, und keiner geht hin.
Dann kommt der Krieg zu euch. Wer zu Hause bleibt, wenn
der Kampf beginnt, und läßt andere kämpfen für seine
Sache, der muß sich vorsehen. Denn wer den Kampf nicht
geteilt hat, der wird teilen die Niederlage. Nicht einmal
Kampf vermeidet, wer den Kampf vermeiden will. Denn es
wird kämpfen für die Sache des Feindes, wer für seine eigene
Sache nicht gekämpft hat.“ Aber das war jenseits des Hori-
zonts der Friedensapostel.

Der radikalste Einschnitt in die Struktur des niedersächsi-
schen Gymnasiums war die Einführung der Orientierungs-
stufe – einer Stufenschule mit Gesamtschulcharakter. Die
Einführung erfolgte allmählich, von 1972 bis 1981, die ersten
zwei Jahre noch von Kultusminister von Oertzen gesteuert.
1976, als die Regierung Albrecht die Macht übernahm,
schöpften wir noch einmal Hoffnung. Vergeblich. Kultusmi-
nister Werner Remmers trug vor sich her, daß die CDU eine
Partei der Mitte sei und einen mittleren Kurs fahren müsse,
weder links noch rechts. Der Philologenverband galt für ihn
als rechts. Also kam die Rücknahme der Orientierungsstufe
nicht in Frage. Er baute sie die nächsten fünf Jahre flächen-
deckend aus. Zurückgenommen wurde sie erst 2004 von der
Regierung Wulff.

Mich traf die Einführung der Orientierungsstufe als Schüler-
vater in Hannover buchstäblich in der letzten Minute, 1981,
als unser jüngerer Sohn zu einer weiterführenden Schule
anstand. Ich verfolgte mit Argusaugen, was sich dort tat. Es
war jämmerlich, methodisch wie substantiell. Die Klassenar-
beiten waren zum Davonlaufen. Der Klassenlehrer war von
der Orientierungsstufe überzeugt, sonst hatte er nichts zu
bieten. Wenn wir ihm auf Elternversammlungen Probleme
vortrugen, war er zu keiner sachlichen Antwort fähig, son-
dern sagte: „Da muß ich erst mal bei der GEW nachfragen.“
Als die zwei Jahre überstanden waren, verfaßte ich einen
umfänglichen Bericht über das Erlebte und schickte ihn, mit
der Betonung „als Schülervater“, privat an Kultusminister
Remmers. Die Antwort kam amtlich: Ich hätte den Dienst-
weg nicht eingehalten. Deswegen würde ein Verweis in
meine Personalakte eingetragen. Der Dezernent, der mir die-
ses mündlich mitteilen mußte, ließ ein Bedauern erkennen. 

Die Gründung der ersten Integrierten Gesamtschulen erfolgte
ebenfalls Anfang der siebziger Jahre. Im Rückblick war das
die folgenschwerste Weichenstellung. Aber wir nahmen das
nicht gleich so wahr. Direkt waren wir ja nicht betroffen. Der

Propagandaaufwand machte uns bald hellhörig. Anfangs
galten die Gesamtschulen als Schulversuch. Sie wurden so
schnell Regelschulen, daß eine Auswertung des Versuchs
offensichtlich nie vorgesehen war. Im Auftrag des Philolo-
genverbands besuchte ich als Beobachter eine öffentlich
zugängliche IGS-Tagung. Wenn ich mich recht erinnere, war
es eine Veranstaltung der GEW. Als ich den Saal betrat, über-
fiel mich sofort ein Gefühl der Fremdheit. Um mich herum
saßen und standen Kollegen. Aber was für Kollegen. In Habi-
tus und Kleidung hatten sie eine ungewohnte Ausstrahlung.
Dazu die Gesichter – Heilsbringer der Gesellschaft, von
ihrem politischen Auftrag durchdrungen, Achtundsechziger
reinsten Wassers. Das würde nicht übermorgen vorbei sein.

Das Gymnasium – ein Störfaktor?
Damit sind wir fast in der Gegenwart angelangt. Es hat sich
viel verändert seitdem. Wir haben andere Schüler und Eltern
vor uns, den Schulen ist die Kompetenzdidaktik übergestülpt
worden, die Richtlinien sind trotz ihres Umfangs und der
pompösen Rhetorik verdünnt, relative Zensuren täuschen
bessere Leistungen vor, wir sind im digitalen Zeitalter ange-
kommen. Aber die in den siebziger Jahren des vorigen Jahr-
hunderts erfolgte Weichenstellung in Richtung Gemein-
schaftsschule bestimmt nach wie vor das Geschehen. Da ist
eine Grundsatzüberlegung angebracht.

Zunächst: Noch immer definiert sich das Gymnasium als
eine Schulform mit einem wissenschaftspropädeutischen
Bildungsauftrag. Mit diesem Auftrag unterscheiden wir uns
von anderen Schulformen. Unser Schulwesen ist gegliedert.
Jenseits des Gymnasiums ist die Gliederung lockerer gewor-
den. Die Trennlinie zum Gymnasium ist spürbarer. Sie muß
der Kultusministerin ein besonderer Dorn im Auge sein.
Damit gelten wir als Störfaktor.

Es liegt im Interesse der Landesregierung, die Festung Gymna-
sium zu schleifen. Im politischen Diskurs darf das nicht laut
gesagt werden, denn das Gymnasium gilt als die beliebteste
Schulform. Wer erkennbar Hand an eine solche Schulform
legt, riskiert, bei den nächsten Wahlen abgestraft zu werden.

Beliebt zu sein ist Schutz und Bürde zugleich. Gliederung
bedeutet ja, daß die jeweils dafür Geeigneten eine bestimmte
Schule besuchen. Dafür müssen die Lenkungsmaßnahmen
funktionieren. In Niedersachsen sind sie längst außer Kraft
gesetzt. Der freie Elternwille ist allein entscheidend. Da -
durch ist der prozentuale Anteil der gymnasialen Schüler-
schaft über die Jahrzehnte gestiegen. Die Voraussetzung der
Eignung ist damit verwässert worden.

Die Verschiebung der Schülerströme in Richtung Gymnasium
ist für die Landesregierung ein willkommener Hebel, die Fes -
tung Gymnasium von innen zu erobern, ein Trojanisches Pferd,
wie es Josef Kraus in seiner Rede vor unserer letzten Vertreter-
versammlung genannt hat. Die Regierung muß nur dafür
 sorgen, daß die ungeeigneten Schüler unangetastet bleiben –
keine „Abschulung“, kein „Sitzenbleiben“, Abschaffung der
Kategorie Fehler, Verminderung der Zahl der Klausuren und
vor allem ein ständiges Trommelfeuer in Richtung Unterrichts-
gestaltung, Ausmerzung gymnasialer Traditionen zugunsten
der Kompetenz-Didaktik und damit gezielte Niveausenkung.
Die Abschaffung der Schullaufbahnempfehlungen seitens der
Grundschule ist in diesem Kontext nur folgerichtig.



Eine Landesregierung, die es sich zum Ziel gesetzt hat, inner-
halb einer Legislaturperiode die Festung Gymnasium zu
schleifen, kann daneben nicht auf die Attacke von außen ver-
zichten. Als schweres Geschütz dient dazu die Aufwertung
Integrierter Gesamtschulen als „ersetzende Schulform“. Es
spielt keine Rolle, daß, während ich dieses schreibe, das neue
Schulgesetz noch nicht verabschiedet ist. Die bloße Absichts -
erklärung ist aufschlußreich genug. Für Eltern und Kinder,
die die „ersetzende Schulform“ vermeiden wollen, gilt eine
tägliche Fahrzeitbelastung von drei Stunden, auch schon für
Zehnjährige, als zumutbar. Als nützlicher Nebeneffekt ist das
allmähliche Verschwinden von Haupt-/Realschulen, Ober-
schulen und Kooperativen Gesamtschulen willkommen.
Auch die Schaffung des Stufenlehrers als Einheitstyp für alle
Schulformen und schulformübergreifende Richtlinien
gehören in diesen Kontext. Nicht unerwähnt bleiben sollte
die Arbeitszeiterhöhung ausschließlich für Gymnasiallehrer.
Es ist schwer vorstellbar, daß die Kultusministerin den
Affront bei ihrer Entscheidung nicht einkalkuliert hat. Viel-
leicht hat sie die Heftigkeit der Reaktion unterschätzt. Aber
als Kampfansage war auch dieses gemeint. Wir verstehen
die Botschaft.

An der Fassade des Gymnasiums darf trotzdem nicht
gekratzt werden. Wann immer die Kultusministerin sich zum
Thema Gymnasium äußert oder uns direkt anspricht, läßt
sie Schalmeientöne erklingen. In Goslar sagte sie: „All das
wirkt als ausgesprochene Stärkung des Gymnasiums.“ Im
anderen Zusammenhang hieß es, bei der höheren Unter-
richtsverpflichtung für Gymnasiallehrer handele es sich
nicht um Mehrarbeit. „Alles in allem gibt es aus unserer
Sicht für Lehrkräfte an Gymnasien künftig deutlich mehr
Entlastungen als Belastungen.“ Auch die „derzeit beste
Unterrichtsversorgung der Gymnasien“ von 102,9 Prozent
mußte in diesem Zusammenhang herhalten. Ja, wie denn?
Die Erhöhung der Unterrichtsverpflichtung führt rechnerisch
zwangsläufig zu einer Verbesserung der Unterrichtsversor-
gung. Es gehört schon eine gewisse Chuzpe dazu, uns dieses
als Entlastungsgeschenk anzubieten.

Zukunftsoffensive Bildung
Natürlich geht es wie immer auch ums Geld. Die Mehrarbeit
der Gymnasiallehrer spülte 80 Millionen Euro in die Landes-
kasse. Für die Verwendung dieser Mittel hat die Kultusminis -
terin eine „Zukunftsoffensive Bildung“ ausgerufen: Ganz-
tagsschule, Kita-Ausbau, Inklusion.

Betrachten wir zunächst die Inklusion. Ihre Durchsetzung ist
einerseits eine Frage der Finanzierung. Achtzig Millionen
Euro sind für drei Großprojekte keine Riesensumme. Ein
zusätzlicher Betreuungslehrer pro Inklusionsklasse ist damit
nicht zu finanzieren, geschweige denn eine Vertretungs-
kraft, falls dieser einmal durch Krankheit ausfällt. Faktisch
müssen die Lehrer an den Regelschulen mit besonders
schwer beschulbaren Kindern allein klarkommen. In Nord-
rhein-Westfalen steht die Kultusministerin deswegen kurz
vor dem Offenbarungseid. In Niedersachsen, wo die Inklusion
später begonnen hat, zeichnet sich Vergleichbares ab. Aber
um Finanzielles geht es eigentlich gar nicht.  Inklusion ist,
konsequent zu Ende gedacht, das i-Tüpfelchen der integrier-
ten/integrierenden Gemeinschaftsschule. Alle sollen dazu-
gehören. Inklusion ist damit ein ideologisch aufgeheiztes
Thema. Da haben die Gutmenschen das Sagen. Die Kultus-

ministerin kann sich ihrer Unterstützung in den Medien
gewiß sein. Gutmenschen schauen nicht so genau hin, ob sie
für die Betroffenen Gutes bewirken. Einzelschicksale sind
ihnen egal. Es geht ihnen ums Prinzip.

Der Ausbau der Kitas und Ganztagsschulen ist vielschichtig.
Mit dem Gymnasium gibt es nur teilweise Berührungspunkte.
Ein Grund ist wirtschaftlicher Natur: Die Ganztagsbetreuung
ermöglicht jungen Müttern eine frühe Rückkehr in den
Beruf. Ob das in den ersten drei Lebensjahren dem Kindes-
wohl dient, mag dahingestellt bleiben. Man muß froh sein,
wenn überhaupt noch deutsche Kinder geboren werden. Die
Geburtenrate pro gebärfähige Frauen beträgt bei uns 1,4. Sie
ist besonders gering unter qualifizierten Frauen der Mittel-
schicht. Ein Viertel der deutschen Frauen ist kinderlos, in
Großstadtlagen sogar ein Drittel. Für die frühkindliche
Betreuung wird außerdem ins Feld geführt, daß die Kinder
aus Problemfamilien hier frühzeitig gefördert werden könn-
ten. Aber gerade Familien mit geringer Erwerbsbeteiligung
oder Hartz-IV, viele mit Migrationshintergrund, bleiben den
Kitas und Kindergärten fern. Das Betreuungsgeld ist attrakti-
ver. Es verschärft die Chancenungleichheit.

Neben solchen noch nachvollziehbaren Problemen gibt es
auch hier eine ideologische Komponente. Die Ganztagsbe-
treuung weckt die Erinnerung an die „Lufthoheit über den
Kinderbetten“. Die Nähe zur Idee der Gemeinschaftsschule
ist greifbar. Wenn alle unter einem Dach gemeinschaftlich
unterrichtet werden, wächst der Förderbedarf. Was früher
durch die Gliederung aufgefangen wurde, löst sich jetzt in
individuelle Förderung auf, für die der Vormittag nicht mehr
reicht. Daß sich dadurch auch der Personalbedarf vergrößert,
sei am Rande vermerkt.

Für das Gymnasium, das sich noch immer als Teil eines ge -
gliederten Schulwesens versteht, ist individuelle Förderung
nur innerhalb eines gegebenen Begabungsspektrums vor-
stellbar. Der Aspekt der Betreuung ist gegenstandslos. Die
größere Hälfte unserer Schülerschaft besteht aus Jugend -
lichen und jungen Erwachsenen, für die es keine Rolle mehr
spielt, ob die Mütter tagsüber zu Hause sind. Ganztagsgym-
nasien definieren sich anders als ganztägige Integrierte
Gesamtschulen. Aber aufwendig sind auch sie. Sie als Kom-
pensation für die Arbeitszeiterhöhung und als Entlastung
anzupreisen, ist mehr als verunglückte Rhetorik.

Damit schließt sich der Kreis. Ich habe einen weiten Bogen
gespannt von dem Ersterlebnis einer Gemeinschaftsschule
in der sowjetischen Besatzungszone über diverse Stim-
mungsumschwünge und Schulreformen in der Bundesrepu-
blik bis in die Gegenwart, die uns eine Einheitsschule immer
näherbringt. Die Vergangenheit liegt vor unseren Augen, die
Zukunft ist offen. Das duale Ausbildungssystem und die
gegliederten Schulen waren einmal zwei gleichwertige
 Säulen, denen Deutschland seinen Aufschwung verdankte.
Beide gerieten unter Beschuß. Statt des dualen Ausbildungs-
systems sollte es die Vollakademisierung richten. Diese Ver -
irrung ist überwunden. Heute reisen Delegationen aus aller
Welt zu uns, um das duale Ausbildungssystem zu studieren.
Das gegliederte Schulwesen hat diese Rehabilitierung noch
vor sich. Dabei wissen wir die überwiegende Mehrheit der
niedersächsischen Bürgerinnen und Bürger auf unserer
Seite.
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Die überwiegende Mehrheit der Gymnasiallehrer unterrich-
tet in Niedersachsen an grundständigen Gymnasien, es gibt
aber auch mehr als dreißig Kooperative Gesamtschulen, an
denen ebenfalls Gymnasiallehrkräfte tätig sind. Diese wer-
den vielfach Lehrkräften an Integrierten Gesamtschulen
gleichgesetzt, obwohl Aufgabenstellung und damit das
Selbstverständnis von deren beruflichem Tun nicht selten
ein ganz anderes ist, ein Umstand, der bisher zu wenig
Berücksichtigung fand.

Kooperative Gesamtschulen in Niedersachsen umfassen den
Hauptschul-, den Realschul- sowie den Gymnasialzweig und
ggf. die gymnasiale Oberstufe. Die KGS ist – trotz der unter-
schiedlichen Zweige – eine Schule; sie hat eine gemein same
Gesamtkonferenz, eine Schulleitung, ein Kollegium. Gesamt-
konferenz, Schulleitung, Kollegium, Eltern- und Schülerver-
tretung sowie Fachbereichs- bzw. Fachkonferenzen wirken
gemeinsam. Bedingt durch die Maßgabe unterschiedlicher
Stundentafeln findet der Unterricht heute in den meisten
KGSen überwiegend in schulzweigspezifischen Verbänden
statt. Für den an einer KGS unterrichtenden Gymnasiallehrer
heißt das folglich im Idealfall, dass er im Gymnasialzweig
gemäß des Kerncurriculums für sein Fach gymnasialen Fach-
unterricht erteilt. Für sein Fach gelten also dieselben Bedin-
gungen wie für die Lehrkräfte, die an einem Gymnasium
unterrichten.

Doch wie sehen nun die konkreten Arbeitsbedingungen für
Gymnasiallehrer aus, die an einer KGS unterrichten? Hart-
näckig halten sich die Gerüchte, dass sie es leichter haben,
da das Leistungsniveau bedingt durch die enge Zusammen-
arbeit mit Haupt- und Realschullehrern allenfalls im gym -

nasialen Mittelfeld anzusiedeln sei. Zudem haben einige
KGSen keine Oberstufe. Daher ist es verbreitete Meinung,
die Gymnasiallehrer an einer KGS hätten es besser, so als ob
sie in einem stressfreien Paradies tätig seien.

Die Realität sieht allerdings anders aus: Auch an KGSen gibt es
eine Vielzahl von Herausforderungen für Gymnasiallehrkräfte.
Die Problemstellungen sind allerdings zumeist anders als an
Gymnasien. Gilt es an Gymnasien, die Unterrichtsverteilung
einer Lehrkraft zwischen Sek. I und Sek. II möglichst auszu -
tarieren, so haben vielfach die Lehrkräfte, die an KGSen ohne
gymnasiale Oberstufe unterrichten, das Problem, dass sie allzu
häufig im Fachunterricht des Realschulzweiges, mitunter auch
am Hauptschulzweig eingesetzt werden. Ein Aufbegehren
gegen diesen Einsatz ist jedoch in der Regel wenig erfolgver-
sprechend, solange sie mit der Mehrheit ihres Unterrichtssolls
im Gymnasialzweig eingesetzt sind, d.h., das für sie geltende
Stundenmaß nicht verlieren. Mit dem ab dem Schuljahr
2014/15 geltenden Stundenregelmaß von 24,5 Stunden wäre
z.B. ein Einsatz von 12 Stunden am Realschulzweig bei vor -
liegender dienstlicher Notwendigkeit möglich.

Gerade junge Lehrkräfte sehen sich in ihrer Bewährungszeit
häufig vor der Aufgabe, in ihren Anfangsjahren im Realschul-
oder im Hauptschulzweig zu unterrichten. Statt ihre im Refe-
rendariat erworbenen Kenntnisse nunmehr in Klassen des
Gymnasialzweiges zu vertiefen, haben sie nun Lerngruppen
zu unterrichten, die sie in ihrer Ausbildung nicht kennen
gelernt hatten. An den Gesamtschulen mit gym nasialer
Oberstufe gibt es wiederum das Problem, dass die Gymnasi-
allehrer überproportional oder sogar ausschließlich in der
Oberstufe eingesetzt sind.
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Kooperative Gesamtschule in Niedersachsen

KGS = Kein großer Stress für Gymnasiallehrer?
Von Christian Marohn

Auch an einer KGS findet in vielen Fällen schulformspezifischer Unterricht statt
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Ein weiteres Problemfeld zeigt sich in Dienstbesprechungen
und Konferenzen, in den Gymnasiallehrkräfte im Regelfall in
der Minderheit sind. Eine besondere Herausforderung sind
Zeugniskonferenzen des Gymnasialzweiges, an denen
abstimmungsberechtigte Kollegen der anderen Schulzweige
beteiligt sind. Das Zensurenbild eines Gymnasialschülers mit
zweimal erteiltem „mangelhaft“ wird vor dem Hintergrund
des eigenen Erlebens im H- und R-Zweig generell im allge-
meinen als versetzungswürdig angesehen.

Grundsätzlich ist der Tenor innerhalb von vielen Kollegien an
Gesamtschulen, dass Gymnasialkollegen besonders begün-
stigt sind, unterrichten sie doch mehrheitlich an einem
Schulzweig, der sie vor vermeintlich geringere Probleme im
täglichen Unterrichtsgeschehen stellt als die Arbeit am Real-
oder Hauptschulzweig. Intakte Elternhäuser mit nahezu
unerschöpflichen Ressourcen, untadeliges Arbeits- und So -
zialverhalten – die wirklichen Probleme seien den Gymnasial -
lehrern doch fremd, eine Fehleinschätzung, wie man weiß.
Am konkreten Beispiel des Maßnahmenkataloges gegen die
Erhöhung des Stundenmaßes für Gymnasiallehrer zeigt sich
ein weiteres Dilemma. Mancher Haupt- und Realschullehrer
kann kaum seine klammheimliche Freude über die Erhöhung
des Stundenmaßes der Gymnasiallehrer verbergen, zumal
sie auch besser besoldet sind. Zu diesen Erfahrungen gehört
dann auch das Verhalten eines KGS-Schulleiters, der als aus-
gebildeter Realschullehrer in einem Zeitungsartikel die Stun-
denerhöhung für die Gymnasialkollegen an seiner Schule
verteidigt.

Aber auch die Arbeit in den Fachgremien zeigt, dass es KGS-
spezifische Problemstellungen gibt. So ist beispielsweise die
Mehrheit der Fachbereichsleiter ohne gymnasiale Fakultas.
Ist in einer Fachdienstbesprechung ein Votum für die Ein-
führung eines neuen Englisch- oder Mathematiklehrwerkes
erforderlich, so wird oft nicht das Lehrwerk angeschafft,
 welches für das beste gehalten wird, sondern das Lehrwerk,
welches ein Höchstmaß an Durchlässigkeit zwischen den
Schulformen garantiert. Der – seltenere – Wechsel von der
Realschule zum Gymnasium soll so befördert, der häufigere
Wechsel vom Gymnasial- zum Realschulzweig abgefedert
werden. Wenn schulzweigspezifisch unterrichtet wird, dann
sollte es jedoch auch schulformspezifische Lehrbücher geben. 

Laut Koalitionsvertrag der Regierungsparteien in Niedersach-
sen sind KGSen „Auslaufmodelle“, also Schulen, denen Gele-
genheit gegeben werden soll, sich zu IGSen „weiterzuent-
wickeln“. Die aktuellen Bestrebungen der Koalitionsparteien
beispielsweise in Weyhe, die Kooperativen Gesamtschulen
Kirchweyhe und Leeste in Integrative Gesamtschulen um -
zuwandeln, zeigen, dass den Worten nun auch Taten folgen
 sollen. Diese Bestrebungen zeigen einmal mehr, dass Gymnasi -
allehrkräfte, die an KGSen unterrichten, für viele Probleme die
„volle Rückendeckung“ und Unterstützung des Philologen-
verbandes brauchen. Denn eine „Weiterentwicklung“ zu inte-
grierten Systemen wird von vielen Lehrkräften, die im Laufe
der Jahre bewusst den Schritt zu schulformspezifischem
Unterricht in schulzweigspezifischen Verbänden gewählt
haben, wie eine „Rückentwicklung“ zu nicht bewährten und
eigentlich überwundenen Konzepten angesehen.
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Personen
Wir stellen vor: Melanie Wrede
Einblicke in die Arbeit einer Fachschaftsberaterin der ZfA 
am Lovassy László Gimnázium in Veszprém (Ungarn)

„Nach Ungarn?“ so fragten mich viele Kollegen mit großem
Erstaunen. „Ja, nach Ungarn!“ antwortete ich ohne zu
zögern. Einem durchschnittlichen Deutschen fallen zu
Ungarn meistens nur einige Wörter, die mit „P“ beginnen,
ein: Paprika, Palatschinken, Piroschka, Puszta, Plattensee,
Palinka, Pannonien und in den letzten Jahren die Politik und
die Presse. Darüber hinaus wird behauptet, dass die ungari-
sche Sprache vom Leibhaftigen im Vollrausch ersonnen
wurde.

Hier bin ich jetzt mit knapp 20 weiteren deutschen Lehrern,
darunter zwei Fachberatern und vier Fachschaftsberatern, im
Auftrag der Bundesrepublik tätig, um 42 ungarische Schulen
zu betreuen. Das Land Niedersachsen beurlaubte mich für
zunächst drei Jahre, und die Zentralstelle für das Auslands-
schulwesen (ZfA) hat mich als Fachschaftsberaterin nach
Westungarn geschickt. Schon seit 25 Jahren werden deut-
sche Lehrer nach Ungarn entsendet. Ebenfalls seit 25 Jahren
besteht in Budapest eine deutsche Auslandsschule, weitere
sind in Baja und Györ. Die ZfA betreut ca. 1200 Schulen welt-
weit, darunter mehr 140 Deutsche Auslandschulen mit ca.
2000 deutschen Lehrern. Um diese Schulen miteinander zu

verbinden, wurde auf Initiative von Außenminister Frank-
Walter Steinmeier 2008 ein weltweites Netzwerk an Schulen
– Partner der Zukunft (PASCH) – gegründet.

Seit August 2014 bin ich nun als Fachschaftsberaterin für
Deutsch am ungarischen Lovassy-László-Gymnasium in
Veszprém tätig. Mein Aufgabengebiet umfasst neben dem
Deutschunterricht (als Fremdsprache) an dieser Schule auch
die Betreuung, Organisation und Durchführung der Deut-
schen Sprachdiplomprüfungen (DSDII) in weiteren Schulen
Westungarns. Mein weiteres Betätigungsfeld ist zurzeit die
Fortbildung der ungarischen Deutschlehrer und die Mitwir-
kung an den Projekten „Jugend debattiert international“
und „Lesefüchse“.

An dieser Stelle ist zu erwähnen, dass es in Ungarn eine
deutschsprachige Minderheit gibt. Etwa 150.000 bis 200.000
Donauschwaben, die im 18. Jahrhundert angesiedelt wur-
den, leben hier und pflegen die deutsche Sprache und ihre
Traditionen. Dadurch wird die Verbindung Ungarns zum
deutschsprachigen Kulturraum trotz der politischen
 Trennung von Österreich vor knapp 100 Jahren und die Ver-
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treibung vieler Deutschen nach dem 2. Weltkrieg aufrechter-
halten. Außerdem wurden in Ungarn in den letzten Jahren
ca. 300.000 Arbeitsplätze von deutschen Firmen geschaffen.
Darüber hinaus ist Deutschland bestrebt, deutschsprachige
Fachkräfte aus dem Ausland anzuwerben, um einen zukünf-
tigen Fachkräftemangel auszugleichen. Deshalb liegt der
Bundesrepublik sehr viel daran, die deutsche Sprache hier zu
fördern und zu stärken. Mit dem erfolgreichen Ablegen der
Prüfung des DSD auf B2/C1-Niveau gemäß des Europäischen
Referenzrahmens für Sprachen (GeR) erhalten die Schüler
die Möglichkeit, ohne zusätzliche Sprachprüfung mit ihrem
ungarischen Abitur an einer deutschen Hochschule ein Stu-
dium aufzunehmen.

Aus dem Schulleben des Lovassy-László-Gymnasiums
Das Lovassy-László-Gymnasium ist die älteste Schule der
Universitätsstadt Veszprém (70.000 Einwohner) und gehört
mit zu den besten Gymnasien Ungarns. Sie beruft sich auf
eine jahrhundertelange Tradition, weil sie bereits im Jahre
1711 vom Bischof János Ottó Volkra gegründet wurde.

Nach einer 8-jährigen Grundschulzeit haben die Schüler nach
bestandenen Aufnahmeprüfungen die Möglichkeit, in diesem
Gymnasium zu lernen und die Reifeprüfung abzulegen. Heute
besuchen ca. 600 Schüler die Klassen 9-13. Einen Klassenzug
bilden die so genannten Nationalitätenklassen, also die Schüler
der ungarndeutschen Minderheit. Ein anderer Klassen zug sind
die Talentförderungsklassen, in der benachteiligte Jugendliche
besonders unterstützt und gefördert werden.

Die Klassengröße variiert zwischen 30 und 36 Schülern. Die
Klassenräume sind technisch hervorragend ausgestattet
(Beamer, Smartboard, Internet). Für die Pausenverpflegung
hält das „Büfe“ (Kiosk) ab morgens ein reichhaltiges und von
allen geschätztes Angebot bereit. Schüler, die nicht in der
Umgebung wohnen, werden in Schülerwohnheimen unter-
gebracht und versorgt. Nachmittags gibt es unterschiedliche
„Zirkel“ (Arbeitsgemeinschaften). Die Teilnahme daran ist
freiwillig. Pflicht hingegen ist jedoch für die Schüler, bis zum
Abitur 50 Sozialstunden abzuleisten. Außerdem müssen sie
jede Woche fünf Stunden Sport treiben. Da dies natürlich
logistische Probleme für jede Schulorganisation bereitet,
 finden an Samstagen Wanderungen durch die hügelige
Landschaft Westungarns statt. Die Schule kümmert sich
auch um die Gesundheit der Jugendlichen und verpflichtet
sie zum jährlichen Zahnarztbesuch.

Das Lernen der Schüler besteht überwiegend
im rezeptiven Bereich. Das ungarische Noten -
system umfasst lediglich fünf Noten. Mit der
Note „5“ wird eine sehr gute Schülerleistung
bewertet. Wer fleißig lernt, bekommt schnell
eine 5, bei einer 3 kann schon mal der Haus -
segen schief hängen. Eine 2 oder 1 wird sehr
selten erteilt. Denn die hiesigen Schüler geben
meistens wirklich ihr Bestes, um einen guten
Schulabschluss zu bekommen und danach
einen begehrten Studienplatz zu ergattern.
Etliche Schüler erwägen auch die Aufnahme
eines Studiums in Deutschland oder Österreich.
Aber nicht nur das Lernen prägt das schulische
Leben, sondern auch zahlreiche Feste, Feiern,
Gedenkveranstaltungen jeglicher Art. Besondere
Höhepunkte im Schuljahr sind z.B. der Schwa-

benball und der Abschlussball. Zu besonderen feierlichen
Anlässen tragen die Mädchen Rock und eine Bluse mit
Matrosenkragen, die Jungen einen Anzug. Natürlich sind
auch die Lehrer dementsprechend festlich gekleidet.

Es ist wirklich beachtlich, mit wie viel Engagement meine
Kollegen „ihre“ Schüler bis zum Abitur begleiten und unter-
stützen. Und das, obwohl die Bezahlung unter dem ungari-
schen Durchschnittslohn liegt und die Anerkennung in der
Gesellschaft nicht hoch ist. Die reguläre Unterrichtsver-
pflichtung beträgt darüber hinaus 26 Stunden bei einer
32stündigen Präsenzpflicht. Allerdings ist so auch eine
schnelle Absprache und ein guter Austausch zwischen den
Kollegen möglich, die sich meistens zu viert ein kleines
Arbeitszimmer, das auch über einen schnellen Internetan-
schluss verfügt, teilen. Ebenfalls wird ohne großes Murren
akzeptiert, hin und wieder am Samstag zu arbeiten, um
einen Brückentag zu Feiertagen auszugleichen.

Zum Schluss einige Worte zu den Ungarn-Klischees: Paprika
gibt es in Hülle und Fülle, das stimmt! In meiner Meinungs-
und Redefreiheit bin ich nicht beschnitten und ich kann mich
angstfrei bewegen! So erscheint z.B. schon seit Jahren online
die deutschsprachige Budapester Zeitung unzensiert. Ein
Blick lohnt sich nicht nur in diese Zeitung zu werfen, sondern
vielleicht auch einmal selbst in seinen Ferien nach Ungarn, in
die schöne Region um Veszprém und den Plattensee sowie
Budapest zu reisen, um sich ein eigenes Bild zu machen. Die
ungarischen Schulen suchen ständig nach Partnerschulen in
Deutschland, um einen Schüleraustausch zu ermöglichen.
Klassenfahrtboykott hin oder her, wer sich für Ungarn inter-
essiert und eine Partnerschule für einen Schüleraustausch
sucht, dem kann ich gerne Kontaktanfragen an hiesige Schu-
len vermitteln (wrede.veszprem@t- online.de). Für interessier-
te Abiturienten, die ein freiwilliges soziales Jahr absolvieren
möchten, kann ich den internationalen kulturellen Freiwilli-
gendienst sehr empfehlen (www.kulturweit.de).

Melanie Wrede (Mitte) im Unterricht an ihrer Schule in Ungarn

Einen Einblick in „meine Schule“ bietet
 folgender Link:
http://nemet20.lovassy.hu/de/nemet/video.htm

Darüber hinaus lohnt sich auch ein Blick in die Webseiten, die sich
entweder mit dem deutschen Auslandsschulwesen oder mit
Ungarn beschäftigen: www.auslandsschulwesen.de
www.pasch-net.de | www.budapester.hu | www.veszprem.hu

Person
en
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Aus der Rechtsprechung Von Marta Kuras

Land ist zur Kostenübernahme für
Schulbücher einer Lehrkraft verpflichtet 
(Verwaltungsgericht Stade, Az.: 3 A
1171/13 – 27.3.2015)

Eine Lehrkraft, die einen Tag vor Schul-
jahresbeginn von einer Unterrichtsver-
pflichtung in einer bestimmten Klasse
im Fach Deutsch erfährt und sich nach
Ablehnung der Kostenübernahme
durch den Schulleiter zum Schuljahres-
beginn auf eigene Kosten die für die
Unterrichtsvorbereitung und -durch-
führung der Lehrkraft erforderlichen
Schulbücher beschafft, hat einen
Anspruch auf Übernahme der Kosten
für die von ihr angeschafften Lehr-
bücher.

Das Gericht stellt damit erneut klar,
dass Lehrkräfte selbst keine Verpflich-
tung trifft, die für den Unterricht
benötigten Lehrmittel aus eigenen
Mitteln zu beschaffen. Die Besoldung
stellt als Alimentation eine Unterhalts-
leistung für den Beamten und seine
Familienangehörigen dar und dient
dem persönlichen Verbrauch, nicht
jedoch der Beschaffung von Arbeits-
mitteln, die im Interesse des Dienstes
und der Dienstausübung stehen. Das
gilt für angestellte Lehrkräfte entspre-
chend. Dennoch verweist das Gericht
auf den allgemeinen Grundsatz, dass
die Lehrkraft alles im Rahmen der
Dienst- und Treuepflicht tun müsse,
um Abhilfe zu ersuchen, bevor sie eine
Ersatzbeschaffung vornehmen dürfe.

Ausschluss von einer Klassenfahrt –
Erziehungsmittel oder Ordnungsmaß-
nahme (Verwaltungsgericht Osnabrück,
Az.: 1 A 209/14 – 27.1.2015)

Ist der Ausschluss eines Schülers von
einer Schulfahrt per se ein Erziehungs-
mittel, eine Ordnungsmaßnahme oder
ist der Einzelfall zu betrachten? Damit
hat sich das hiesige Gericht auseinan-
dergesetzt und stellte fest, dass der
Eingriff in die schulische Teilhabe eines
Schülers bei einem Ausschluss von
einer Schulfahrt so groß sein kann,
dass diese Maßnahme nicht
grundsätzlich als Erziehungsmittel

angewandt werden darf. So gebe der
Gesetzgeber in § 61 NSchG zu erken-
nen, dass er die Zuordnung einer Maß-
nahme nach dem Gewicht beurteilt
und nicht im Umkehrschluss: was als
Ordnungsmaßnahme nicht genannt
ist, bleibt Erziehungsmittel.

Der frühere § 61 Abs. 3 Nr. 1 NSchG sah
den partiellen, Nr. 3 den vollständigen
Ausschluss vom Unterricht vor. Viele
Vertreter der niedersächsischen
Rechtsliteratur sehen den Ausschluss
von einer Schulfahrt hiervon nicht
erfasst, da auch der ausgeschlossene
Schüler weiterhin der Schulpflicht
unterliegt. Ob die Erweiterung der
 Vorschrift auf den Ausschluss von dem
den Unterricht ergänzenden „Förder-
und Freizeitangebot“ als bloße Aus-
dehnung der Ausschlussmöglichkeit
auf das Angebot der Ganztagsschule
zu verstehen sei, wie es Teile der
Rechtsliteratur tun, oder auch der Aus-
schluss von einer Schulfahrt darunter
fallen könnte, lässt das Gericht im
Ergebnis offen.

Im vorliegenden Fall hat es den Aus-
schluss einer Schülerin von einer
abschließenden (!) mehrtägigen Schul-
fahrt allerdings als Eingriff von erheb -
lichem Gewicht eingestuft und selbst
dann, auch wenn der Ausschluss als
Erziehungsmaßnahme anzusehen sein
sollte – weil er nicht unter § 61 Abs. 3
Nr. 1 oder Nr. 3 NSchG fällt – als Verwal-
tungsakt qualifiziert. Dies ist entschei-
dend, denn ein Verwaltungsakt ist
anderes zu bewerten und zu hand -
haben als ein„klassisches“ Erziehungs-
mittel, das in der Regel keine Außen-
wirkung entfaltet, weil es nicht in die
Rechte des Schülers eingreift.

§ 61 NSchG –Erziehungsmittel,
 Ordnungsmaßnahmen 
(1) Erziehungsmittel sind pädagogische

Einwirkungen. Sie sind zulässig,
wenn Schülerinnen oder Schüler
den Unterricht beeinträchtigen oder
in anderer Weise ihre Pflichten ver-
letzen. Sie können von einzelnen
Lehrkräften oder von der Klassen-
konferenz angewendet werden.

(2) Ordnungsmaßnahmen sind zulässig,
wenn Schülerinnen und Schüler ihre
Pflichten grob verletzen, insbeson-
dere gegen rechtliche Bestimmun-
gen verstoßen, den Unterricht nach-
haltig stören, die von ihnen gefor-
derten Leistungen verweigern oder
dem Unterricht unentschuldigt
fernbleiben.

(3) Ordnungsmaßnahmen sind: 
1. Ausschluss vom Unterricht in
einem oder in mehreren Fächern
oder ganz oder teilweise von dem
den Unterricht ergänzenden Förder-
oder Freizeitangebot bis zu einem
Monat, […]
2. Ausschluss vom Unterricht sowie
von dem den Unterricht ergänzen-
den Förder- und Freizeitangebot bis
zu drei Monaten, […]

Schadensersatz wegen überzahlter
Dienstbezüge – Verspätete Mitteilung
über familiäre Veränderungen 
(Verwaltungsgericht Hannover, 
Az.: 13 A 10973/14 – 26.1.2015)

Beamte sind verpflichtet, ihrem
Dienstherrn familiäre Veränderungen
mitzuteilen, die Auswirkungen auf die
Höhe der Amtsbezüge haben. Der kla-
gende Beamte wendete sich erfolglos
gegen einen Schadensersatzanspruch.
Ihm wird vorgeworfen, eine Änderung
in seinen familiären Verhältnissen
nicht rechtzeitig mitgeteilt und damit
eine Dienstpflicht verletzt zu haben.
Die OFD zahlte dem Kläger mangels
Mitteilung auch nach einem tren-
nungsbedingten Auszug aus dem
gemeinsamen Haushalt mit den Kin-
dern und seiner Ehefrau, ebenfalls im
öffentlichen Dienst tätig, Kindergeld
und den kinderbezogenen Familienzu-
schlag für zwei Kinder weiter. Nach der
Trennung lebten die Kinder jedoch nur
noch im Haushalt der Ehefrau, so dass
allein ihr ab dem Zeitpunkt des Aus -
zuges das Kindergeld zustand.

Konkurrentenklage – Selbst gewähltes
Auswahlverfahren nach Art. 33 Abs. 2
GG bindet Behörde (Landesarbeitsge-
richt Niedersachsen, Az.: 2 Sa 924/14 –
26.11.2014)



Laut dem Gericht ist der öffentliche
Arbeitgeber nicht verpflichtet, offene
Stellen ausschließlich aufgrund von
Ausschreibungen und Auswahlverfah-
ren zu besetzen. Er hat das Recht, zwi-
schen Umsetzung, Versetzung oder
Beförderung zu wählen. Wie er seine
Organisationsfreiheit nutzt, steht
grundsätzlich in seinem pflichtge -
mäßen Ermessen. Nur soweit es um den
beruflichen Aufstieg von Bewer bern mit
der Rangordnung nach niedrigeren
Besoldungsgruppen geht, ist zwingend
eine Auswahl nach den Maßstäben des
Art. 33 Abs. 2 GG ein zuhalten.

Entschließt sich der Dienstherr jedoch,
ein Auswahlverfahren mit dem Ziel der
Bestenauslese durchzuführen, be -
schränkt er hierdurch seine grundsätz -
liche Organisationsfreiheit selbst. Das
gilt auch dann, wenn es sich nicht um
ein öffentliches Amt im Sinne des Art.
33 Abs. 2 GG handelt. Den Bewerbern
steht dann ein Anspruch auf beurtei-
lungs- und ermessensfehlerfreie Ent-
scheidung über ihre Bewerbung nach
den genannten Kriterien des Art. 33
Abs. 2 GG zu. Zwar konnte die Klägerin
nicht die Übertragung der ausgeschrie-
benen Stelle einer regionalen Beauf-
tragten für Suchtprävention und Sucht-
hilfe verlangen. Das beklagte Land
muss jedoch nach Maßgabe des Urteils -
tenors seine Auswahlentscheidung
unter Berücksichtigung der Rechtsauf-
fassung des Gerichts neu treffen.

Art. 33 GG
[…] (2) Jeder Deutsche hat nach seiner
Eignung, Befähigung und fachlichen
Leistung gleichen Zugang zu jedem
öffentlichen Amte. […]

Art. 3 GG
[…] (3) Niemand darf wegen seines
Geschlechtes, seiner Abstammung,
 seiner Rasse, seiner Sprache, seiner
Heimat und Herkunft, seines Glaubens,
seiner religiösen oder politischen
Anschauungen benachteiligt oder
bevorzugt werden. Niemand darf
wegen seiner Behinderung benach -
teiligt werden.

Dienstbefreiung für die Teilnahme an
Personalratsschulungen
(Oberverwaltungsgericht Lüneburg, 
Az.: 5 LC 190/13 – 25.11.2014)

Die Teilnahme an einer sog. erforder -
lichen Personalratsschulung stellt eine
personalvertretungsrechtliche Aufgabe
im Sinne des § 39 Abs. 2 S. 1 NPersVG
dar. Eine erforderliche Schulung liegt
vor, wenn der Personalrat ohne die
Schulung des zu entsendeten Mit-
glieds seine personalvertretungsrecht-
lichen Befugnisse nicht sachgerecht
wahrnehmen kann. Liegen diese Vor-
aussetzungen vor, folgt daraus, dass
einem (teilzeitbeschäftigten) Personal-
ratsmitglied, das durch die Teilnahme
an einer solchen Maßnahme über
seine regelmäßige Arbeitszeit hinaus
beansprucht wird, Dienstbefreiung in
entsprechendem Umfang zu gewähren
ist, vgl. § 39 Abs. 2 S. 3 und 4.

Vorliegend nahm das Personalratsmit-
glied an einem Seminar „Einführung in
das Niedersächsische Personalvertre-
tungsgesetz“(40 Wochenstunden) teil.
Der Arbeitgeber gewährte allerdings
nur 24 Wochenstunden, den Teilzeit -
anteil des Personalratsmitglieds. Das
Gericht wertete die Schulung als er -

forderlich im Sinne des § 39 Abs. 2 S. 1
NPersVG und stellte fest, dass die Klä-
gerin eine weitere Dienstbefreiung in
Höhe von 16 Stunden beanspruchen
kann. Der Vortrag der Beklagten, dass
die Teilnahme an Schulungsmaßnah-
men abschließend in § 40 NPersVG
geregelt seien und dem Personalrats-
mitglieds auf Antrag nur der zur Teil-
nahme an der Schulung erforderliche
Urlaub unter Fortzahlung der Bezüge
zu gewähren ist, griff in diesem Fall
nicht durch.

§ 39 NPersVG – Ehrenamtliche
 Tätigkeit und Freistellung 
[…] (2) 1Mitglieder des Personalrats
sind von ihrer dienstlichen Tätigkeit
befreit, soweit es zur ordnungs-
gemäßen Durchführung der personal-
vertretungsrechtlichen Aufgaben
erforderlich ist. […]3Werden Mitglieder
des Personalrats durch die Erfüllung
ihrer Aufgaben über ihre regelmäßige
Arbeitszeit hinaus beansprucht, so ist
ihnen Dienst- oder Arbeitsbefreiung in
entsprechendem Umfang zu gewähren.
4Satz 3 gilt sinngemäß bei Teilzeitbe-
schäftigung oder bei sonstiger abwei-
chender Regelung der Arbeitszeit. 

§ 40 NPersVG – Schulungs- und
 Bildungsveranstaltungen 
1Mitgliedern des Personalrats ist für
die Teilnahme an Schulungs- und Bil-
dungsveranstaltungen, die der Perso-
nalratsarbeit dienlich sind, auf Antrag
der erforderliche Urlaub unter Fortzah-
lung der Bezüge zu gewähren, wenn
dringende dienstliche Gründe nicht
entgegenstehen. […]

Gymnasium in Niedersachsen 2/2015 29

Berufspolitik 

Günter Gründling 
Hildburg Janssen 
Inge-Lore Baumgartner
Werner Meyer 
Axel Rasche 
Dr. Reinhard David 
Erika Drößler 
Dorothea Grüttner 
Paul Nelke 
Heinrich Jördens 
Friedrich-Carl Schiemann 
Anette Schmitt 
Ekkehart König 
Hans-Dietrich Schmolling
Tremberg-Hasenbein
Hermann Noll 

Hannover
Oldenburg
Salzgitter
Celle
Oldenburg
Hannover
Bad Harzburg
Braunschweig
Papenburg
Syke
Herzberg am Harz
Neustadt
Hemmoor
Wedemark-Bissendorf
Stuhr
Uelzen

12.10.2014
28.10.2014
03.11.2014
03.01.2015
10.01.2015
26.01.2015
30.01.2015
30.01.2015
14.02.2015
16.02.2015
17.02.2015
19.02.2015
25.02.2015
06.03.2015
14.03.2015
20.03.2015

Wir trauern um 



Gymnasium in Niedersachsen 2/201530

G
ym

n
asien

 in
 N

iedersachsen

Gymnasien in Niedersachsen

Ausgehend von der französischen Bar Scientifique und dem
englischen Science Café entwickelt sich auch in Deutschland
das Plaudern über Wissenschaft in lockerer Atmosphäre.
Bereits im Juli 2014 hatten die Schülerinnen und Schüler der
Arbeitsgemeinschaft „Na, Erde?“ des Neuen Gymnasiums
Oldenburg ihr erstes Oldenburger Schüler-Wissenschafts-
café zum Thema Windenergie gestaltet. Das zweite Junior
Science Café beschäftigte sich dann im Januar diesen Jahres
mit der Problematik des Plastikmülls in den Weltmeeren:
„Kein Plastik Meer!?“ Als Experten hatten die Schülerinnen
und Schüler dafür Dr. Barbara Scholz-Böttcher (Institut für
Chemie und Biologie des Meeres, Universität Oldenburg), 
Dr. Thomas Beermann (Firma BÜFA, Oldenburg/Rastede) und
Christian Lütten (Atlantiksegler, Emden) ins Schlaue Haus
eingeladen. Begleitet wurden die Schüler bei ihren Planun-
gen vom Lehrerteam Ines Hauck-Gundelach (Kunst/Mathe-
matik) und Dr. Bernhard Sturm, der als promovierter Küsten-
forscher ebenfalls als Experte an der Diskussion teilnahm.

Im Herbst 2015 begann die fünfmonatige intensive Vorberei-
tungszeit zum Junior Science Café. Nach einer Einarbeitung
in die Thematik wurden auf einer Exkursion erste Beprobun-
gen und Versuche am Weserstrand bei Elsfleth durchge-
führt. Anschließend planten die 17 Schülerinnen und Schüler
aus den Jahrgängen 5 bis 12 arbeitsteilig die Organisation
und den Ablauf des Cafés. Zwischenzeitlich experimentierte
die Schülergruppe außerdem am Universitätsstandort
Wechloy im Wattenmeer-Lernlabor.

Die Oberstufenschüler Dorothee Funk und Thore Mintken
(Jg. 11) führten in die zweiteilige Gesprächsrunde mit einer
Kurzpräsentation zu Kunststoffen ein. Sie wurden bei den
dabei auch vorgeführten drei Experimenten zu Elastomeren,

Thermoplasten und Duroplasten von Fünftklässlerinnen
 tatkräftig unterstützt. Tobias Djuren (Jahrgang 11) hatte in
seiner Freizeit einen aufwändig animierten Einstiegsfilm
erstellt. Im von ihm moderierten ersten Diskussionsab-
schnitt beschäftigten sich die Experten und Wissenschaftler
mit der Frage „Welche Eigenschaften haben Kunststoffe und
wo werden sie verwendet?“. Dabei wurde deutlich, wie sehr
Kunststoffe in von uns genutzten und uns umgebenden
Gegenständen zum Teil auch unbemerkt eine Rolle spielen.
Als Beispiele wurden hierfür Bootsrümpfe, Kacheln oder
Leichtbauteile für Flugzeuge genannt. Die Langlebigkeit der
Kunststoffe ist dabei Segen wie Fluch zugleich. Unter der
Führung des Zwölftklässlers Tammo Viertelhausen tausch-
ten sich die Experten im zweiten Teil über die Frage aus:
„Wie verbreitet sich Kunststoff in Gewässern und welche
Folgen hat dies für die Umwelt?“. Zur Sprache kamen Ein-
tragswege in die Umwelt, Erscheinungsformen vom Makro-
bis Mikroplastik, die Transportfunktion von Kunststoffteil-
chen für Schadstoffe sowie Folgen für Mensch und Tier.
Ebenso wurde darüber diskutiert, welche Wirkung ein
 vermehrter Einsatz von 3D-Druckern auf den Kunststoffver-
brauch haben könnte. Taran Heye (Jahrgang 10) rundete den
Abend mit einem Ausblick auf die zunehmende Problematik
des Mülls im Weltraum ab.

Im Schülercafé kümmerten sich außerdem die vier Fünft-
klässlerinnen Elisbeth Geibel, Rieke Pirscher, Inga Rähse und
Meret Zimmermann um eine anschauliche Dokumentation
des Projektverlaufs, u.a. mit künstlerischen Gestaltungen
(Assemblagen) ihrer Flaschenpostexperimente. Elias Wankerl
und Max Wallenstein (Jahrgang 7) steuerten eigene Comics
zur Thematik bei. Anton Grünberg (Jahrgang 5) und Paul
 Niggemann (Jahrgang 6) stellten Fundstücke vom Weser-

Junior Science Café – zweites Schüler-Wissenschaftscafé
im Schlauen Haus Von Volker Georg

(v.l.n.r.) Moderator Tobias Djuren, Moderator Tammo Viertelhausen (hinten), Thore Mintken, Paul Niggemann (vorne), Dr. Bernhard Sturm
(NGO), Anton Grünberg (vorne), Dorothee Funk, Rieke Pirscher (vorne), Dr. Thomas Beermann (BÜFA, hinten), Ines Hauck-Gundelach (NGO), 
Dr. Barbara Scholz-Böttcher (ICBM), Meret Zimmermann, Christian Lütten (Atlantiksegler), Elisabeth Geibel, Max Wallenstein, Inga Rähse, Aaron
Pieperjohanns, Taran Heye Foto: Wiesenäcker (NGO)



Am 14. Februar wurde im Rahmen einer Vernissage im „Haus
der Kirche“ in der Hamelner Innenstadt die Ausstellung der
Arbeiten von Schülerinnen und Schülern der Kunstbega-
bungsförderung Region Hameln feierlich eröffnet. Dort sind
die besten Arbeiten von Schülerinnen und Schülern des
Albert-Einstein-Gymnasiums, des Schiller-Gymnasiums, der
KGS Salzhemmendorf, des Viktoria-Luise-Gymnasiums und
des Humboldt-Gymnasiums Bad Pyrmont zu sehen. Werke
verschiedenster Techniken und Stilrichtungen gibt es zu
bestaunen. Von den genannten Schulen sind Werke von
Emma Demuth, Alena Kassubek, Lisa Hartkopf, Madita Kloß,
Gizem Kocaman, Min-Suk Lee, Lea Kriha, Katrin Meyer, Nicole
Richter, Nele Witte, Nanny Eickert, Svenja Mund und Luca
Seehafer ausgestellt. Auf Initiative der Hamelner Markt- und
Münsterkirchengemeinden erhalten seit einigen Jahren
besonders begabte Schülerinnen und Schüler die Möglich-
keit, ihre im Rahmen der Kunstbegabungsförderung erstell-
ten Arbeiten zu präsentieren.

„Die Kunstbegabungsförderung wurde im Jahr 2010 ins
Leben gerufen und richtet sich an besonders leistungsorien-
tierte, aufgeschlossene und interessierte Schülerinnen und
Schüler“, erklärt Kunstpädagoge Gunnar Schwandt (siehe
Foto mit seinen Schülern). Zusammen mit Erwin Priesett
vom Schiller-Gymnasium und Vanessa Hanken vom Viktoria-
Luise-Gymnasium hat der 38jährige Lehrer am Albert-Ein-
stein-Gymnasium zwei Jahre lang den talentierten Künstler-
nachwuchs betreut und die Abschlussausstellung arran-
giert. „Die Schüler haben jeweils einmal im Monat an einem
Samstag fünf Stunden lang ganz konzentrierten Unterricht
bekommen und konnten außerdem eigene Projekte realisie-

ren“, berichtet der engagierte Pädagoge weiter. Das Leis -
tungsniveau der ausgestellten Arbeiten schätzt Schwandt
als „sehr hoch“ ein. Es dominieren Zeichnungen und Malerei,
aber auch ausgefallene Techniken und Objekte wie Masken
und Buchkunst sind zu sehen.

Die Schülerinnen und Schüler konnten sehr viel lernen, denn
die Begabungsförderung bietet ihnen in einem Experimen-
tierfeld die gesamte Vielfalt künstlerischer Ausdrucksmittel.
Die Kunstbegabungsförderung des aktuellen Durchgangs
fand im Rahmen von thematischen Kursen und Projekten an
den Hamelner Gymnasien über zwei Jahre einmal monatlich
ganztätig immer an einem Samstag – also am Wochenende
– statt. Daher wurde von den Teilnehmern neben Interesse
und Freude am Gestalten auch Engagement, Ausdauer und
Leistungsbereitschaft gefordert.
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strand künstlerisch-dokumentarisch aus und führten ein
Mitmachexperiment zum Schwimmverhalten von Kunst-
stoffproben durch. Aaron Pieperjohanns (Jahrgang 10)
betreute während der Gesprächsrunde sicher die Hinter-
grundtechnik, u.a. mit Einspielfolien der Experten.

Die sehr gut besuchte Veranstaltung zu diesem aktuellen
Thema fand ein reges Interesse beim Publikum aus allen
Altersstufen. Ganz bewusst wurden von den Schülerinnen
und Schülern Publikumsfragen mit in das Gespräch ein -
gebunden. Die Schüler dürfen, durch sehr positives Echo
gestärkt, auf eine sehr gelungene Veranstaltung zurück-
blicken und sind durch diese Art der Wissenschaftskommu-
nikation sicherlich in ihrer Persönlichkeit gewachsen. Den
betreuenden Lehrern gefielen außerdem die gemeinschafts-
stiftenden, fächer- und jahrgangsübergreifenden Aspekte
bei diesem Austausch zwischen Schule und Wissenschaft.

Links: Schüler-AG „Na, Erde?“ http://www.neuesgymnasi-
um.de/informationen/612-naturwissenschaftenerde.html
Junior Science Café – Initiative der ”Wissenschaft im Dialog”
http://www.juniorsciencecafe.de

Ausstellung der Arbeiten von Schülerinnen und
Schülern der Kunstbegabungsförderung in Hameln 

Von Cord Wilhelm Kiel

Dorothee Funk (Jg. 11, links) und Rieke Pirscher (Jg. 5, rechts) testen
das Wärmeverhalten eines elastomeren Kunststoffs (Einweckgum-
mi) mit einem Heißluftfön und einer Infrarot-Lampe Foto: Grünberg
(privat)

Kunstlehrer Gunnar Schwandt (hinten) mit seinen Preisträgern (v.l.)
Madita Kloß, Lisa Hartkopf, Gizem Kocaman und Min-Suk Lee
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Computerklasse vom Albert-Einstein-Gymnasium
 sorgte für großes Aufsehen auf der Didacta Von Cord Wilhelm Kiel

Das Albert-Einstein-Gymnasium Hameln (AEG) bezeichnet
sich nicht von ungefähr als „Hamelns modernste Schule“: Als
einzige Schule der Region hat das Gymnasium in der Nord-
stadt Computerklassen ab Jahrgang 7 in allen Jahrgangsstufen
eingerichtet. Das AEG ist damit ein „Trendsetter“ in Sachen
modernen, zukunftsgewandten Unterrichts, wobei die neuen
Medien unterstützend und begleitend, nicht ersetzend im
Unterricht verwendet werden. Das Besondere an den Compu-
terklassen am AEG ist, dass die Schülerinnen und Schüler nicht
extra ein teures bzw. neues Gerät anschaffen müssen. Unter
dem Motto „bring your own device“ (BYOD) wird mit den vor-
handenen Geräten der Schüler gearbeitet und lediglich auf
einen gemeinsamen Softwarepool zurückgegriffen. 

Als Modell- und Vorreiterschule im Bereich der Neuen Medien
präsentierte das AEG auf der größten europäischen Bil-
dungsmesse Didacta, die vom 24.-28. Februar auf dem han-
noverschen Messegelände stattfand, ein konkretes Unter-
richtsbeispiel aus der praktischen Arbeit
der Computerklassen. Im Rahmen der 
n-21-Vortragsreihe „Systemlösungen für
Schule und Unterricht – Das gläserne
digitale Klassenzimmer“ führte Musik-
lehrerin Maren Dörner zusammen mit
ihren Schülern eine Modellstunde zum
Thema „BYOD: Schulische Einsatzmög-
lichkeiten schülereigener digitaler Lern-
werkzeuge im Musikunterricht“ vor. Dies
geschah in Kooperation mit dem Verein
„n-21: Schulen in Niedersachsen online 
e. V.“, welcher die Möglichkeiten des Leh-
rens und Lernens mit digitalen Medien
mit Unterrichtsbeispielen, aber auch
Systemlösungen für Schulen wie zum
Beispiel internetbasierte Schulportale
und Lernplattformen vorstellte.

Bevor es losging, erklärte Timo Ihrke, der
ebenso wie seine Kollegin Birte Buller-
diek die technische Umsetzung der Com-
puterklassen am Albert-Einstein-Gym -
nasium betreut und die „Vorführstunde“
des AEG auf der Didacta begleitete, die
Unterrichtspraxis dieser Klassen. Neben
der Arbeit mit den „neuen Medien“
bleibt auch der Unterricht mit „klassi-
schen“ Lernmaterialien erhalten. Vielfalt
wird dabei groß geschrieben, Methoden-
vielfalt und individuelle Förderung bil-
den Kernelemente des Unterrichts am
Albert-Einstein-Gym nasium.

Die Schüler aus Jahrgang 7 erstellten auf
der Didacta eine Liedbegleitung mit
Hilfe des Notenschreibprogramms
 „Finale Notepad“ zu dem Popsong „Ein

Hoch auf uns“ von Andreas Bourani, der vor allem im Zuge
der Fußball-Weltmeisterschaft zu großer Berühmtheit
gelangt ist. Anhand der Melodie bildeten die Schülerinnen
und Schüler passende Akkorde, mit denen sie das Lied har-
monisch erweitern konnten. Das Resultat ließ sich dann auch
gleich hören, die passende Notation auf dem Smartboard
sehen. Am Ende der Stunde wurde eine rhythmische Beglei-
tung mit dem digitalen Drumset hinzugefügt.

Das AEG war damit eine der ganz wenigen ausgewählten
Schulen, die innovativen Unterricht auf der Didacta präsen-
tieren durften. Thema und Vortragsweise sorgten dafür, dass
Veranstaltung außerordentlich gut besucht war. Nach der
Unterrichtsstunde standen die Schülerinnen und Schüler
noch für Fragen der interessierten „Erwachsenen“ zur Ver -
fügung – die sie genauso souverän beantworteten, wie sie
zuvor „ein Hoch auf uns“ zum Klingen gebracht hatten.

Einblick in die Modellstunde der Computerklassen vom Albert-Einstein-Gymnasium Hameln
auf der Didacta

Die Schülerinnen und Schüler – hier mit ihren begleitenden Lehrkräften – waren nach ihrem
„Auftritt“ sichtlich stolz und gelöst



Bis vor wenigen Jahren ließen sich Sprachlernklassen im
Sekundarbereich fast ausschließlich an Hauptschulen finden.
Im Zuge der steigenden Flüchtlings- und Zuwanderungs -
zahlen in den vergangenen zwei Jahren wurden nun auch
sukzessive mehr Sprachlernklassen an Gymnasien eingerich-
tet. Eine davon existiert seit dem Schuljahr 2014/2015 am
Gymnasium Großburgwedel. 17 Schülerinnen und Schüler1

besuchen zurzeit diese Sprachlernklasse: die meis ten kom-
men aus Syrien, andere aus Portugal, Rumänien, Bosnien-
Herzegowina und Polen.

Im Unterricht, der jahrgangsübergreifend erteilt wird, wer-
den den Schülern vorrangig deutsche Sprachkenntnisse
 vermittelt, zudem wird aber auch fachbezogen unterrichtet.
Einen Schwerpunkt legt das Gymnasium dabei auf den
mathematisch-naturwissenschaftlichen Bereich. Zusätzlich
wird auch ein Englisch-Anfängerunterricht angeboten. Der
fachbezogene Unterricht sei wichtig, um die Schüler mit der
Bildungssprache vertraut zu machen. Denn „um am Gym -
nasium erfolgreich bestehen zu können, reicht es nicht aus,
alltägliche Situationen wie den Einkauf meistern zu kön-
nen“, erklärt Kathrin Rüter, Leiterin der Sprachlernklasse am
Gymnasium Großburgwedel. Fachbegriffe aus der Bildungs-
sprache werden deshalb genauso vermittelt wie fachspezifi-
sche Textsorten, wie z.B. Versuchsbeschreibungen.

Neben dem Unterricht in der Sprachlernklasse nehmen die
Schüler auch für wenige Stunden pro Woche am Unterricht
einer Regelklasse teil, um Anschluss an gleichaltrige Schüler
und einen Einblick in den Fachunterricht in der Regelklasse
zu erhalten. Je nach Vorbildung und Bildungszielen werden
die Schüler dabei einer Klasse am Gymnasium oder einer

Klasse an der benachbarten Oberschule zugewiesen. Dass es
nun vermehrt auch Sprachlernklassen an Gymnasien gibt,
empfindet Rüter als positive Entwicklung. „Wir haben hier
viele Schüler, die mit einer sehr guten Vorbildung und viel
Ehrgeiz aus ihrem Heimatland herkommen. Für diese
Schüler wäre es der falsche Weg, sie an eine Hauptschule zu
schicken. Denn in den weniger sprachlastigen Fächern wie
Mathematik zum Beispiel können sie sehr schnell Anschluss
in den Regelklassen finden, und das motiviert die Schüler
natürlich enorm.“

Doch die Arbeit mit den verschiedenen Kulturen, den unter-
schiedlichen Altersstufen und Vorbildungen bedeutet auch
eine große Herausforderung für die Lehrkräfte. „Die Klassen-
größe von 17 Schülern hört sich erst einmal wenig an, aber
darunter sind Schüler, die kaum lateinisch alphabetisiert
sind, andere Schüler sind traumatisiert durch ihre Kriegs -
erfahrungen und haben lange Zeit keine Schule mehr
besucht,“ erläutert Rüter. Wichtig sei es deshalb, den
Schülern Zeit zu geben, in Deutschland anzukommen, und
sich intensiv um jeden einzelnen zu kümmern. Um das zu
gewährleisten, werden einige Unterrichtsstunden in der
Sprachlernklasse im Team unterrichtet. „Nur so können wir
die Schüler individuell fördern und sie auch bestmöglich auf
den Regelunterricht vorbereiten“, so Rüter. In der Regel ver-
bleiben die Schüler etwa ein Jahr in der Sprachlernklasse,
bevor sie gänzlich in den Regelunterricht übergehen.

Die ersten Schüler in Großburgwedel haben bereits zum
Halbjahr 2014/2015 die Sprachlernklasse verlassen. Einige
von ihnen können nun am Regelunterricht einer Klasse am
Gymnasium teilnehmen – für die Lehrkräfte der Sprachlern-
klasse eine Bestätigung für die Sinnhaftigkeit von Sprach-
lernklassen an Gymnasien.
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Sprachlernklassen – ein erfolgreiches Konzept auch für
das Gymnasium? Von Henrik Clauß

1   Im Folgenden wird das generische Maskulinum verwendet.

Ratgeber

Beizeiten Vorsorge treffen
Ein Ratgeber zu unausweichlichen Problemen der menschlichen Existenz

Von Roland Neßler

Gerhard Zieseniß, der Verfasser der
 Broschüre „Alles geregelt?“, konfron-
tiert den Betrachter seiner mehr als 100
Seiten umfassenden Broschüre schon
im Titel mit einer direkt und so unver-
mittelt gestellten Frage, dass man
geradezu erschrickt. Denn wer kann

schon diese Frage, ob er „alles geregelt“
hat, guten Gewissens  bejahen?

Doch schon nach wenigen Zeilen, wenn
man im Vorwort die Hintergründe für
diese folgenschwere Frage, eine Erkran-
kung des Verfassers, erfahren hat, weiß

man, dass diese Frage zu Recht gestellt
ist, an jeden von uns,und man weiß
auch, dass man sie im allgemeinen
nicht mit einem überzeugenden Ja
beantworten kann. Denn wer ist schon
bereit, wenn es ihm gut geht, sich mit
der Frage zu befassen, ob er für den



Fall, dass er schwer erkrankt oder Opfer
eines Unglücksfalles wird oder anson-
sten zu körperlichem oder intellektuel-
lem Schaden kommt, die „richtige“ Vor-
sorge getroffen hat?

Solchen Fragen weicht man erfah-
rungsgemäß meist gern aus, denn bei
den diesbezüglichen Überlegungen
beginnt das letztlich nur hypothetisch
Angenommene gleichsam Gestalt
anzunehmen und einen Grad an Reali -
tät zu erhalten, dass man sich zu
 ängstigen beginnt und daher den sich
 daraus ergebenden Konsequenzen
 entgehen möchte.

Was Angehörige und Hinter blie -
bene wissen müssen
Gerhard Zieseniß zeigt uns in seiner
Broschüre an eindrucksvollen Beispie-
len, so alltäglich sie letztlich zunächst
sind, dass man im eigenen Interesse
und im Interesse seiner Angehörigen
den Gedanken auch an das letztlich
Unvermeidliche, an Erkrankungen und
Tod, nicht immer weiter aufschieben
sollte, sondern dass man beizeiten Vor-
sorge treffen sollte für die Eventuali -
täten des Lebens.

Und da geht es zunächst um ganz
Banales, um ganz Alltägliches, das man
kaum bedenkt, das aber beispielsweise
für Hinterbliebene zur Crux werden
kann, wenn sie gleichsam orientie-
rungslos in vielen Angelegenheiten
sind, die im Falle eines Ablebens auf sie
zukommen und die sie plötzlich – nicht
selten unvorbereitet – regeln müssen.
Oft fehlt ihnen dann die Übersicht und
das Wissen in vielen Bereichen, weil
das zuvor nicht einvernehmlich bespro-
chen, bedacht oder geregelt worden
war: die Versorgungsansprüche der
Hinterbliebenen, die Ansprüche an die
Beihilfe und Versorgungskasse, an Ver-
sicherungen und an andere Einrichtun-
gen, die einem jetzt Hilfe und Leistun-
gen schulden. Häufig fehlt auch die
Kenntnis der Daten und Unterlagen, die
man braucht, um Ansprüche belegen
und geltend machen zu können.

Doch es sind nicht die mehr materiel-
len Fragen allein, die hier von Gewicht
sind und die nach Antworten verlan-
gen, wenn man sich deren Bedeutung
gegenwärtig geworden ist. Es sind
auch andere, scheinbar so einfache
 Fragen, beispielsweise, ob man ein
Testament haben sollte oder nicht, und,
wenn man diese Frage bejaht, wie die

Erbschaft zu regeln ist und welcher
Form die Bekundung dieses Willens
situationsadäquat ist. Genügt ein
 privatschriftliches Testament oder
empfiehlt sich ein notarielles, oder ist
ein gemeinschaftliches sinnvoll und
geboten? Doch nicht allein diese mehr
formalen Fragen drängen sich auf, auch
die Fragen der Erbschaftsfolge sind
nicht außer Acht zulassen und werfen
manches Problem auf, wie man weiß.

Wichtige Vorausverfügungen:
Testament, Patientenverfügung,
Vorsorge- und Betreuungsvoll-
macht
Das Testament ist nur eine Art der
 „Vorausverfügung“ unter anderen
 Vorausverfügungen, denen viel Auf-
merksamkeit zukommen sollte: von
der Betreuungsverfügung, der Vor -
sorgevollmacht und der Patientenver-
fügung ist dementsprechend in dieser
Broschüre viel und ausführlich die
Rede. Und in der Tat: Sie alle erfordern
genaue und detaillierte Kenntnisse der
Regularien und der Verfahren, der
Rechte und der Pflichten derer, die Voll-
machten erteilen und derer, die sie zu
befolgen und umzusetzen haben, viel-
fach im Widerstreit von Gefühlen und
sachlich Gebotenem.

Zieseniß setzt sich mit diesen Voraus-
verfügungen detailliert und verantwor-
tungsbewusst auseinander, und er gibt
zahlreiche Erläuterungen und Hinwei-
se, was jeweils zu bedenken und abzu-
wägen ist, auch, bevor man Vorausver-
fügungen dieser Art trifft. Dabei lässt
er sich von dem Gedanken leiten, dass
der Mensch das Grundrecht auf Selbst-
bestimmung hat, die sein Handeln
bestimmen soll. Zieseniß weiß aber
auch, dass „jeder Mensch vorüberge-
hend oder auf Dauer die Fähigkeit ver-
lieren kann, den eigenen Willen zu
äußern, Entscheidungen zu treffen und
Geschäfte abzuschließen“, und dass
dann nahe Familienan-
gehörige autorisiert
sein sollten, Regelungen
zu treffen, wenn der Be -
troffene selbst dazu
nicht mehr in der Lage
ist. Denn er weiß auch
aus eigener Erfahrung,
für „jemanden handeln
kann nur der, der
 ausdrücklich dazu auto-
risiert ist, zum Beispiel
durch eine Vollmacht
oder Ver fügung“.

Der Verfasser belässt es nicht bei allge-
meinen Hinweisen oder Erörterungen
des Sachverhaltes, nicht bei Belehrun-
gen theoretischen Charakters, er bringt
zahlreiche beeindruckende Beispiele in
schwierigen Situationen, er nennt die
wichtigen Fragen, die für alle Beteilig-
ten verbindlich niedergeschrieben und
geregelt sein sollten und müssen. Den
mehr beispielhaft aufgeworfenen
 Fragen schließen sich ausführliche
Betrachtungen an, die der Vorsorgevoll-
macht als der umfassendsten Voll-
macht für Vorkehrungen gelten; weite-
re Ausführungen sind der Betreuungs-
vollmacht gewidmet, bevor Zieseniß
letztlich zu der Verfügung kommt, die,
wie schon die Bezeichnung zeigt, dem
Menschen als Patienten in den Grenz-
fällen seiner menschlichen Existenz
gilt.

Hilfreiche Checklisten und
 Mustervordrucke
Den Ausführungen in der Sache selbst
sind zahlreiche Mustervordrucke beige-
fügt, die man auch direkt ausfertigen
und zu seinen Akten nehmen kann. Des
Weiteren ist die Broschüre so gestaltet,
dass man viele Listen zu „persönlichen
Daten“ der verschiedensten Art ausfül-
len kann und sich somit eine eigene
Übersicht und Datei mit Daten schafft,
die sich als unentbehrlich und in kriti-
schen Momenten als besonders hilf-
reich erweisen dürften, nicht zuletzt,
weil sie hier in einer ungewohnten
Fülle zielgeleitet zusammengestellt
werden können.

Diese Broschüre ist somit, wie dar -
gestellt, ein zweckdienlicher und
 hilfreicher Leitfaden, der mit seinen
zahlreichen Checklisten und vielfälti-
gen Tipps systematisch hilft, alle wich-
tigen Unterlagen zu ordnen und die
letzten Wünsche für Angehörige auf-
findbar aufzuschreiben. Auch rechts-
gültige Muster der Verfügungen und

Vollmachten sind in
 dieser Broschüre zahl-
reich versammelt, kurz,
die  Broschüre ist ein
 un entbehrliches
 Kom pen dium. Sie kostet 
9,80 Euro und ist unter
der Telefonnummer 
04231-80 000 direkt
beim Verlag „Haus der
 Werbung“ sowie im
Internet unter
 www.allesgeregelt.de
 erhältlich.
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Alle drei Jahre ist Hannover der erziehungswissenschaftliche
Mittelpunkt der Republik, wenn die „didacta“, die größte Bil-
dungsmesse Deutschlands, in der Landeshauptstadt statt-
findet. „Bildungsgipfel im Flachland“ nennt die Deutsche
Messe AG die didacta immer dann, wenn sie in der Leine -
metropole zu Gast ist – ein durchaus treffendes Bild, wenn
Messegelände eine knappe Woche lang das Ziel vieler
 Bildungsreisender aller Alters- und Dienststufen ist.

Der Philologenverband Niedersachsen hatte sich auch in die-
sem Jahr bereit erklärt, den Stand des Deutschen Philologen-
verbandes auf der „didacta“ tatkräftig zu unterstützen und
personell zu betreuen. Neben den Mitgliedern des GV zeig-
ten auch die Personalräte die „grüne Flagge“, informierten
die zahlreichen Standgäste, berieten oder wiesen auf die
aktuellen Publikationen des DPhV und des PhVN hin. Zudem
waren auch Mitglieder des DPhV-Bundesvorstandes, Ver -
treter des Wettbewerbs „Unterricht innovativ“ und des
 Vorstandes der Jungen Philologen auf Bundesebene am
Messestand des Philologenverbandes anzutreffen.

Besonderes Augenmerk galt in diesem Jahr der Online-Peti-
tion, für die man auch auf Papier „unterschreiben“ konnte
und für die zahlreiche Unterschriften auf der Bildungsmesse
gesammelt werden konnten. Wie bei jeder didacta, gab es
auch 2015 zahlreiche Vorträge und Diskussionen zur Bil-
dungspolitik. Eine Podiumsdiskussion zum Thema „Rückkehr
zu G9“ fand unter der Mitwirkung des PhVN-Vorsitzenden
Horst Audritz statt, der betonte, dass das gymnasiale Profil
des Gymnasiums erhalten und gestärkt werden müsse. Dazu
gehöre es eben nicht, Anforderungen und das allgemeine
Leistungsniveau herabzusetzen, sondern stattdessen mehr
Lerninhalte und auch mehr Möglichkeiten zu Vertiefungen zu
bilden. Leider blieben die Wortbeiträge bei der vom Journalis -
ten Lothar Guckeisen hervorragend geleiteten Diskussion
jedoch ansonsten eher unverbindlich, was vor allem an den

teilweise weltfremden Einlassungen von Prof. Dorit Bosse
(Universität Kassel) oder den allgemein gehaltenenen
 Antworten der Vorsitzenden des Landeselternrates Nieder-
sachsen, Sabine Hohagen, lag. Immerhin konnte Heiner
Hoffmeister, Abteilungsleiter aus dem MK, mit seinen Forde-
rungen nach „Ruhe für die Schulen“ und nach mehr Inhalten
zustimmende Reaktionen aus dem Publikum verzeichnen.

Auf einer weiteren Podiumsdiskussion konnte Rainer Starke,
Mitglied des Geschäftsführenden Vorstands des Deutschen
Philologenverbandes, die Verbandspositionen zur „Inklusion
an Gymnasien“ mit Nachdruck und für jedermann gut ver-
ständlich vertreten. Die Inklusion sei eine Aufgabe, der man
sich nicht verstellen könne, urteilte der langjährige Schullei-
ter eines Hamelner Gymnasiums, aber es müsse nicht sein,
dass jede Schule für jedes Inklusionsprofil ein Angebot und
Expertise bereithalten müsse. Die Lehrkräfte seien schon mit
ihren derzeitigen Aufgaben überlastet; Inklusion funktioniere
nur, wenn der Dienstherr auch Unterstützungssysteme
bereitstelle, die diesen Namen auch verdienten.

Die unmittelbar benachbarten Stände der Schulbuchverlage
sorgten für eine enorme Besucherfrequenz an der Präsenz
des Philologenverbandes. Was dem aufmerksamen Messe-
gast gerade beim Betrachten der Messestände vieler Verlage
auffiel, war, dass der Lehrer(innen)beruf mittlerweile zum
ganz großen Teil in weiblicher Hand ist, und dass gerade
junge Lehrkräfte mit riesigen Rollkoffern durch die Messeh-
allen eilten, um möglichst viele günstige Lehr(er)materialien
abzugreifen. Für den Niedersächsischen Philologenverband
erwies sich die „didacta 2015“ als voller Erfolg, weil sich nur
selten die Ziele und Inhalte des Verbandes innerhalb von so
kurzer Zeit so  vielen Interessierten vermitteln lassen. Es
 wurden zahlreiche Kontakte geknüpft – und auch neue Mit-
glieder gewonnen.

Philologenverband zeigt Präsenz auf der didacta
Von Cord Wilhelm Kiel

Podiumsdiskussion zum Thema „Rückkehr zu G9“: Heiner Hoffmeister, Sabine Hohagen, Moderator Lothar Guckeisen, Horst Audritz und 
Prof. Dorit Bosse (von links nach rechts) 
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